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Liebe Mitglieder,
Wir geben diesen Druck an die politisch Verantwortlichen 
weiter und – das ist die gute Nachricht – stoßen dort auf 
offene Ohren und große Entschlossenheit zu helfen. Dass 
unser Engagement geschätzt wird, verdeutlichen nicht zu-
letzt unsere stark gewachsenen Mitgliedszahlen. Unsere 
Mitglieder erwarten zu Recht eine verlässliche Perspekti-
ve, eine sich zum Standort bekennende Bundesregierung. 
Und Sie erwarten von ihr Handlungsfähigkeit.

Auf Versäumnisse, Schwächen und Notwendigkeiten 
weist das Wirtschaftsforum der SPD bei jeder Gelegen-
heit hin, in verbandsinternen Formaten, bei öffentli-
chen Konferenzen oder im vertraulichen Hintergrund-
gespräch: Mit immer größerer Dringlichkeit fordern wir 
die Verfahrensbeschleunigung ein und zeigen Wege zur 
Umsetzung auf. Wenn Deutschland auch 2030 noch ein 
ernstzunehmender Industriestandort sein soll, müssen 
wir die notwendigen Bedingungen jetzt gestalten. Dazu 
gehört für uns zwingend ein branchenoffener Strom-
preis, für den energieintensiven Mittelstand genauso 
wie für große Industriekonzerne.

Lässt sich Krise also lernen?
Ja, auch wenn nicht alle Maßnahmen der seit anderthalb 
Jahren im Krisenmodus agierenden Regierung gelungen 
sind. Oft lässt die Kommunikation zu wünschen übrig, 
und ja, Fehler werden gemacht. Dennoch: Diese Regie-
rung ist in Krisenzeiten handlungsfähig. Auch wenn wir 
uns wünschten, sie würde noch schneller noch mehr ma-
chen. Zusammen mit Ihnen, liebe Mitglieder, werden wir 
weiterhin genau das immer wieder einfordern. Nutzen 
wir unsere gemeinsame Expertise und die Krisenlektio-
nen für die Bewältigung der großen Zukunftsaufgaben. 
Noch nie standen die Chancen so gut wie heute.     

Ihre

kann man Krise lernen? 
Zumindest was die Bewältigung einzelner Krisenphä-
nomene angeht, konnten wir im vergangenen Jahr eine 
deutliche Lernkurve beobachten – auf Seiten der Politik, 
bei den Unternehmen, aber auch in der breiten Gesell-
schaft. Mit großer Anspannung blickten wir Richtung 
Winter. Wäre die Energieversorgung sichergestellt und 
deren Finanzierung? Würde es massive soziale und ge-
sellschaftliche Verwerfungen geben?

Es ist der Regierung gelungen, die Versorgungssicher-
heit zu gewährleisten und mit Entlastungsmaßnahmen 
den Preisdruck zu reduzieren. Deutschland ist insge-
samt erstaunlich gut durch die Wintermonate gekom-
men. Die Verwerfungen blieben in der befürchteten 
Form aus, wenngleich wir das Ausmaß zeitverzögerter 
Nachwirkungen längst nicht abschätzen können. 

Noch ist es nicht ausgestanden, weder sozial noch poli-
tisch oder wirtschaftlich. Während sich die Inflation auf 
hohem Niveau zu verfestigen scheint, steigende Kosten 
und verteuerte Kredite den Spielraum der Unternehmen 
einschränken und Investitionsentscheidungen maßgeb-
lich beeinflussen, üben staatliche Maßnahmen ander-
norts – allen voran der US Inflation Reduction Act – eine 
regelrechte Sogwirkung auf Unternehmen aus, die die 
Transformation gestalten wollen. Damit erhöht sich der 
Druck auf den Industriestandort Deutschland weiter.

Den Druck auf die Unternehmen spürt auch unser Ver-
band. In vielen Gesprächen mit unseren Mitgliedern wird 
deutlich, dass wichtige Investitionsentscheidungen auf 
der Kippe stehen. Nicht nur die Energiepreise, auch eine 
oft als »Verhinderungsbürokratie« wahrgenommene Re-
gulierung und der eklatante Mangel an Fachkräften las-
sen die Unternehmen längst ernsthaft Alternativen zum 
Standort Deutschland sondieren.

Prof. Dr. Ines Zenke
Präsidentin des Wirtschaftsforums der SPD e.V.

Vorwort
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Präsidium
Geschäftsführendes

Präsidium

Prof. Dr. Susanne Knorre
Vizepräsidentin

Prof. Dr. Susanne Knorre ist selbst-
ständige Unternehmensberaterin und 
nebenberuf liche Professorin an der 
Hochschule Osnabrück. Außerdem 
ist sie Mitglied in Aufsichtsräten ver-
schiedener namhafter deutscher Un-
ternehmen.

Heiko Kretschmer
Schatzmeister

Heiko Kretschmer ist Geschäftsführer 
der Kommunikationsberatung Johans-
sen + Kretschmer und hat mehrere Un-
ternehmen unter anderem im Gesund-
heitsbereich gegründet. Er war 15 Jahre 
Ethikbeauftragter der Deutschen Ge-
sellschaft für Politikberatung.

Prof. Dr. Ines Zenke
Präsidentin

Prof. Dr. Ines Zenke ist Rechtsan-
wältin und mitgeschäftsführende 
Gesellschafterin der Wirtschafts-
kanzlei Becker Büttner Held (BBH). 
Ihre Schwerpunkte sind die Bereiche 
Energie und Infrastrukturen. Sie ist 
Mitglied in verschiedenen Aufsichts-
räten und lehrt als Honorarprofesso-
rin an der Hochschule für nachhalti-
ge Entwicklung Eberswalde.
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Erweitertes Präsidium

Philipp Schlüter
Vizepräsident

Philipp Schlüter  ist seit 2018 CEO der  
TRIMET Aluminium SE sowie Präsident 
der TRIMET France SAS. Darüber hinaus 
ist er im Präsidium der WirtschaftsVerei-
nigung Metalle und Chairman des Exe-
cutive Committee des Wirtschaftsver-
bands European Aluminium.

Michael Wiener
Vizepräsident

Michael Wiener war von 2015 bis 
Ende 2022 CEO und Vorsitzender 
der Geschäftsführung der Duales 
System Holding GmbH & Co. KG.
Zum 1. Januar 2023 wechselte er 
dort in den Beirat. Seit 2019 gehört 
er zum Vorstand des kunststoff-
land NRW e.V., seit 2020 zum Vor-
stand der Arbeitsgemeinschaft 
Verpackung + Umwelt e.V.

Matthias Machnig
Vizepräsident

Matthias Machnig war von 2009 bis 2013 
Minister für Wirtschaft, Arbeit und Tech-
nologie des Freistaats Thüringen und bis
2018 Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie. Heute 
berät er Unternehmen zur digitalen und 
klimapolitischen Transformation.

Heinz Kreuter  
Heinz Kreuter gründete 
2001 die HAK GmbH und 
2005 gemeinsam mit Ru-
dolf Scharping die RSBK 
GmbH. Zuvor hatte er un-
terschiedliche Leitungs-
funktionen in der Wirt-
schaft inne, u.a. bei der 
Deutschen Telekom AG, 
der Dialog Software AG 
und der Energie plc.

Prof. Dr. Sabina Jeschke
Prof. Dr. Sabina Jeschke 
ist Managerin, Gründerin 
und Wissenschaftlerin. 
Nach langer Karriere als 
Univ.-Professorin war sie 
als Vorständin »Digitali-
sierung und Technik« bei 
der DB AG tätig. 2021 grün-
dete sie die StartUps Arctic 
Brains AB und Quantago-
nia GmbH. Sie ist CEO des 
KI Park e.V. 

Hiltrud Dorothea Werner 
Hiltrud D. Werner ist Auf-
sichtsratsvorsitzende der 
Mitteldeutschen Flughafen 
AG und in weiteren Auf-
sichtsorganen vertreten, 
u.a. bei der Hensoldt AG. 
Sie war bis 2022 Vorständin 
für Integrität und Recht der 
Volkswagen AG. Die Go-
vernance- und Nachhaltig-
keitsexpertin unterstützt 
die berufliche Entwicklung 
von Frauen.

Oliver Burkhard 
Oliver Burkhard ist seit 
2013 Vorstandsmitglied 
und Arbeitsdirektor der 
thyssenkrupp AG. Er ver-
antwortet den Personal-
bereich und die Steuerung 
der Service-Gesellschaf-
ten. Darüber hinaus ist er 
CEO von thyssenkrupp 
Marine Systems. 
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Positionen des Präsidiums

»Neben den enormen Belas-
tungen aufgrund der hohen 
Energiepreise, der nach wie vor 
nicht stabilen Lieferketten und 
der unsicheren Gesamtlage für 
die Wirtschaft ächzt der Mit-
telstand unvermindert unter 
gravierenden Altlasten: einer 
den Mittelstand strukturell 
benachteiligenden Bürokra-
tie, einem nach wie vor viel zu 
schleppenden Ausbau der Inf-
rastruktur und unter fehlenden 
Arbeits- und Fachkräften – in 
fast allen Branchen. Gerade im 
ländlichen Raum, traditionell 
die Heimat des Mittelstands, 
wächst sich das zum echten 
Wettbewerbsnachteil aus.«

Prof. Dr. Susanne Knorre 
Vizepräsidentin

»Die hohen Energiekosten gefährden die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und des Standorts insge-
samt. Seit vergangenem Jahr haben Unternehmen in energieintensiven Sektoren ihre Produktion zum Teil 
massiv zurückgefahren. Andere haben ihren Produktionsstätten gleich ganz verlagert. Hier wirkt der IRA 
als zusätzlicher Pull-Effekt zu den ohnehin niedrigen Strompreisen in den USA. Deutschland und Europa 
haben also gleich doppelt das Nachsehen: Nicht nur, dass die USA uns zeigen, wie sich die Transformation 
hin zur Dekarbonisierung skalieren und umfassend und wirkungsvoll gestalten lässt, nein, es sind auch gera-
de deutsche und europäische Unternehmen, die aufgrund schwieriger Standortbedingungen in Europa ihre 
Chancen dann eben in den USA wahrnehmen. Wenn wir Wirtschaft und Wohlstand im Land behalten wollen, 
müssen wir für gute Rahmenbedingungen sorgen, unter denen die Wirtschaft sich zur Treibhausgasneutra-
lität transformieren kann. «

Prof. Dr. Ines Zenke
Präsidentin

»Wir brauchen mehr Maßnahmen für die Fachkräftesicherung, die 
kurzfristig wirken. Wir haben keine Zeit mehr, nur darauf zu setzen, 
Fachkräfte langfristig auszubilden und anzuwerben. Darum müs-
sen wir unsere inneren Ressourcen aktivieren und die viel zu hohe 
Rückwanderungsquote von Fachkräften ins Visier nehmen. Das 
bedeutet: Aktivierung und Incentivierung zur freiwilligen Teilzeit-
arbeit auch im Rentenalter und die Steigerung der Frauenerwerbs-
quote. Darüber hinaus müssen wir eine Willkommens- und Bleibe-
kultur für die gesamte Familie zugewanderter Fachkräfte entfalten, 
bspw. durch kostenlose Sprachkurse für alle Familienangehörigen.«

Heiko Kretschmer
Schatzmeister
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»Es ist falsch zu glauben, allein der Einsatz von Technik bedeute Digitalisie-
rung. Schlechte Prozesse werden auch digital nicht besser und führen we-
der zu Bürokratie-Abbau noch zu Zufriedenheit bei Unternehmen oder den 
Bürgerinnen und Bürgern. Vielmehr bietet uns die Digitalisierung die Mög-
lichkeit, ganze Prozesse zum Positiven zu verändern. Dieser Vision muss 
eine legislative Grundlage für die Verwaltungsmodernisierung folgen.« 

Matthias Machnig
Vizepräsident

»Ein produktionsintensives Land wie Deutschland ist auf eine zuverlässige 
Rohstoffversorgung und eine nachhaltige Ressourcennutzung angewie-
sen. Die Schließung der Kreisläufe, der Weg vom linearen zu einem zirkulä-
ren Wirtschaftsmodell kann zu beiden Faktoren einen entscheidenden Bei-
trag leisten. Wo Wertstoffe zu Rohstoffen werden, sind wir nämlich nicht 
auf Importe angewiesen und schützen gleichzeitig die begrenzten Ressour-
cen des Planeten. Zudem stecken in der Verarbeitung von Rezyklaten und 
Wertstoffen unglaubliche Beschäftigungspotenziale, die mit einer hohen 
Produktivität einhergehen. Dies macht die Kreislaufwirtschaft zu einem 
ökonomisch attraktiven Modell der Zukunft.« 

Michael Wiener
Vizepräsident

»In vielen Bereichen erleben wir gerade eine ausgesprochen kritische Versor-
gungslage. Umso wichtiger ist es, die Industrie – und wir sprechen hier über 
die Grundstoffindustrie – im Land zu halten. Wir dürfen nicht in neue Abhän-
gigkeiten geraten. Politisches Handeln ist auch dringend geboten, um einen 
weiteren Produktionsrückgang zu vermeiden. Wir brauchen in Deutschland, 
in Europa effektive Lösungen, um die Produktionsstandorte langfristig zu si-
chern. Dazu gehört aus meiner Sicht ganz klar ein international wettbewerbs-
fähiger Industriestrompreis, der branchenoffen ist, aber sektorspezifische 
Gegebenheiten berücksichtigt, um energieintensive Mittelständler ebenso 
wirkungsvoll wie große Industriekonzerne zu entlasten.«

Philipp Schlüter
Vizepräsident
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Politischer Beirat
Dr. Günther Bachmann  (ehem. Ge-
neralsekretär, Rat für Nachhaltige 
Entwicklung), Dr. Julia Metz  (Agora 
Energiewende), Dr. Thomas Brun (IASS 
Potsdam) und Francesco Grioli (IG BCE) 
wertvolle Beiträge.

Im Januar 2023 befasste sich der Bei-
rat unter dem Titel »Europa First?« mit 
möglichen Reaktionen Europas auf den 
Inflation Reduction Act (IRA). Prof. Dr. 
Ines Zenke, Bernd Westphal, Prof. Dr. 
Cornelia Woll (Präsidentin der Hertie 
School), Dr. Steffen Meyer (Bundeskanz-
leramt) und Michael Vassiliadis (Vor-
sitzender IG BCE) kamen zu einem ein-
deutigen Schluss: Der IRA ist eine große 
Chance für die nachhaltige Transforma-
tion der Weltwirtschaft, und in Europa 
täten wir gut daran, uns bei Investitions-
volumen und bürokratischer Einfach-
heit eine Scheibe davon abzuschneiden.

Der Beirat setzte den letzten Schwer-
punkt vor der Sommerpause 2023 mit 
einer Debatte zum Industriestrompreis. 
Prof. Dr. Ines Zenke, Bernd Westphal, 
Verbandsvizepräsident und CEO der 
Trimet Aluminium SE, Philipp Schlü-
ter, sowie der Wirtschaftsweise Prof. Dr. 
Achim Truger erarbeiteten einen Kon-
sens, demzufolge ein klug ausgestalte-
ter Industriestrompreis zwar kein All-
heilmittel, aber doch ein notwendiges 
Instrument ist, um der Industrie eine 
Brücke von der alten, fossilen Welt in die 
Zukunft der Erneuerbaren zu schlagen. 

Der Politische Beirat ist ein in der Ge-
schichte der Sozialdemokratie einzigar-
tig prominent besetztes und wichtiges 
Gremium, um den Austausch zwischen 
Wirtschaft und Politik zu fördern und 
neue Ideen und Entwicklungen zu dis-
kutieren. Der Beirat besteht aus wirt-
schaftspolitischen Expertinnen und 
Experten des Europäischen Parlaments, 
der Bundesregierung, des Bundestags, 
der Landesregierungen und Landtage 
sowie der Kommunalpolitik. Auch Per-
sönlichkeiten aus Gewerkschaften und 
Wissenschaft sind im Beirat vertreten, 
sodass die Mischung aus Fachwissen 
und politischem Gewicht des Gremi-
ums in der wirtschaftspolitischen Land-
schaft einmalig ist.

Das alles dominierende Thema bleibt 
die Transformation. Dazu erörterte der 
Politische Beirat die grundlegende Fra-
ge »Wie und wovon wollen wir künftig 
leben?« Denn offensichtlich ist unser 
gegenwärtiges, lineares Wirtschafts-
modell nicht nachhaltig. Jedes Jahr 
überschreiten wir immer schneller die 
Grenzen des Planeten. Unter dem Titel 
»Club of Rome – 50 Jahre Grenzen des 
Wachstums« diskutierten Beiratsmit-
glieder im Oktober 2022, wie Wohlstand 
im Rahmen der planetaren Grenzen 
geschaffen werden kann. Neben Ver-
bandspräsidentin Prof. Dr. Ines Zenke 
und dem Beiratsvorsitzenden Bernd 
Westphal, MdB, lieferten Ulrike Herr-
mann  (Bestsellerautorin), Dr. Werner  
Schnappauf  (Vorsitzender, Rat für  
Nachhaltige Entwicklung), Prof. 

Die vollständige Liste 
der Mitglieder finden Sie 

ab Seite 64.

Bernd Westphal, Vorsitzender, Anke 

Rehlinger, stellvertretende Vorsitzen­

de, bei der Neukonstituierung des 

Politischen Beirats mit Katarina 

Barley, Vizepräsidentin des Europä­

ischen Parlamentes, und Prof. Dr. Ines 

Zenke und am 5. September 2022 in der 

saarländischen Landesvertretung.



9

Wissenschaftlicher Beirat

ebenfalls zentrale Themen. Das multi
disziplinäre Gremium beriet zudem, 
wie eine innovations- und investitions
orientierte Standortpolitik aussehen 
kann und wie das Verhältnis von Staat 
und Markt für eine erfolgreiche Trans-
formation austariert sein muss.

Zu den industrie- und energiepoliti-
schen Konzepten für die deutsche und 
europäische Transformation, der Ant-
wort auf den IRA und der Frage, wie der 
Standort Deutschland zukunftsfähig 
gemacht werden kann, diskutierte der 
Beirat in weiteren digitalen Sitzungen 
u.a. mit der BDEW-Hauptgeschäfts-
führerin Kerstin Andreae, dem Abtei-
lungsleiter im BMWK Dr. Philipp Stein-
berg, ifo-Präsident Prof. Dr. Clemens 
Fuest, dem Co-Direktor des Jacques De-
lors Centre, Dr. Johannes Lindner, dem 
Direktor von Agora Industrie, Frank Pe-
ter, und mit Dr. Ferdinand Pavel, Leiter 
Volkswirtschaftliche Beratung für den 
öffentlichen Sektor bei Ernst & Young.

Der Wissenschaftliche Beirat un-
terstützt das Wirtschaftsforum seit 
Jahresbeginn 2020 in der Weiterent-
wicklung der Programmatik, trägt mit 
Grundsatzpositionierungen zur politi-
schen Debatte bei und berät das Präsi-
dium unseres Verbands zu allen Fragen 
der Wirtschaftspolitik.

Der Beirat wächst kontinuierlich und 
setzt sich mittlerweile aus mehr als 40 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern verschiedener Fachrichtun-
gen zusammen, insbesondere der Wirt-
schafts- und Rechtswissenschaften. Seit 
der Konstituierung hat sich der Beirat zu 
20 Arbeitssitzungen getroffen.

Im März 2023 kam der Beirat erstmals 
seit seiner konstituierenden Sitzung 
2020 wieder zu einer Tagung in Prä-
senz zusammen. Gemeinsam mit 
BDI-Hauptgeschäftsführerin Tanja  
Gönner, Staatssekretär Dr. Jörg Kukies, 
Staatssekretär a.D. Dr. Patrick Grai-
chen, MdEP Reinhard Bütikofer u.a. 
diskutierten wir über die aktuellen 
Herausforderungen des Standorts 
Deutschland und Europa. Die Mitglie-
der des Wissenschaftlichen Beirats 
erörterten, welche Maßnahmen zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
erforderlich sind. Eine europäische 
Antwort auf den IRA und die Frage, 
wie Europa resilienter und technolo-
gisch souveräner werden kann, waren 

Die vollständige Liste 
der Mitglieder 

finden Sie auf  Seite 66.

BDI-Hauptgeschäftsführerin Tanja 

Gönner, Verbandsvizepräsident 

Matthias Machnig, der die Arbeit 

des Beirates koordiniert, und 

Prof. Dr. Sebastian Dullien bei der 

Tagung des Wissenschaftlichen 

Beirates.

Vizepräsident Matthias Machnig 

und Dr. Jörg Kukies, Staatssekretär im 

Bundeskanzleramt. 
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Das Netzwerk 
Women in Lead 

Unter dem Dach des Wirtschaftsfo-
rums hat sich Anfang 2021 das über-
parteiliche Netzwerk Women in Lead 
gegründet. Es bringt etablierte weib-
liche Führungspersönlichkeiten aus 
Wirtschaft und Politik zusammen, die 
davon überzeugt sind, dass notwen-
dige Veränderungsprozesse in Gesell-
schaft und Wirtschaft konsequent und 
zielgerichtet gestaltet werden müs-
sen. Women in Lead bietet ein Forum 
für den Austausch zu aktuellen wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischen 
Themen. Initiatorinnen sind Verband-
spräsidentin Prof. Dr. Ines Zenke und 
Svenja Schulze, Bundesministerin für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung. Das erklärte Ziel: Die 
zentralen Debatten unserer Zeit führen 

und um die Perspektiven weiblicher 
Führungskräfte ergänzen.

Im Februar 2023 ging das Netzwerk ei-
nen entscheidenden Schritt, um sich 
breiter aufzustellen: Die Arbeit des 
Boards, in dem sich rund 20 führende 
Frauen aus Wirtschaft und Politik en-
gagieren und das die Netzwerkarbeit 

Die Initiatorinnen von Women in 

Lead, Prof. Dr. Ines Zenke und 

Bundesentwicklungsministerin 

Svenja Schulze.

Ausgewählte Termine 
16. MÄRZ 2023
Infrastrukturupdate 2030 – Ist 
Deutschland auf Kurs? U.a. mit 
Susanne Henckel, Staatssekre-
tärin im Bundesministerium für 
Digitalisierung und Verkehr

7. FEBRUAR 2023
Konstituierung der Expert Group
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organisiert, wird nun ergänzt durch 
eine Expert Group. Die hochkarätig 
besetzte konstituierende Sitzung des 
neuen Gremiums begann mit einem 
Impuls der Wirtschaftsweisen Prof. Dr. 
Monika Schnitzer, der sich u.a. mit der 
wirtschaftlichen Bedeutung von Parität 
der Geschlechter im Berufsleben be-
schäftigte.

Auch öffentlich bezog das Netzwerk 
Position, etwa in der Digitalkonfe-
renz »Infrastrukturupdate 2030 – ist 
Deutschland auf Kurs?«. In drei Panels 
widmeten sich die Teilnehmerinnen 
den Sektoren  Schiene, Straße, Was-
ser- und Luftverkehr, ebenso der Netz
infrastruktur als Schlüssel zur Ener-
giewende  sowie den  Veränderungen 
der Kommunikationsinfrastruktur. 

Um künftig – so das Resümee der Kon-
ferenz – den Bestand und Ausbau der 
Infrastrukturen in Deutschland zu si-
chern, bedarf es guter regulatorischer 
Rahmenbedingungen ebenso wie 
schnellerer Genehmigungsverfahren, 
ausreichender Finanzmittel und neuer 
Finanzierungsmodelle. Erforderlich 
sind weiterhin starke staatliche Struk-
turen und neue Geschäftsmodelle zur 
Infrastruktur. Dazu passte der ab-
schließende Appell von Prof. Dr. Su
sanne Knorre, Verbandsvizepräsiden-
tin  und Moderatorin der Konferenz: 
»Wir brauchen mehr gedankliche Mo-
bilität für den Infrastrukturausbau.«

Gründung der Women in Lead Expert 

Group mit Bundesentwicklungs-

ministerin Svenja Schulze, Managerin 

Dr. Tanja Wielgoß und Präsidentin 

Prof. Dr. Ines Zenke.
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Die Arbeit 
der Fachforen

»Wir benötigen eine realistische Analyse der Herausforderungen und Gefahren 
für den Wirtschaftsstandort. Denn wirtschaftliche Stärke hat man nicht auf 
Dauer gepachtet. Sie ist nicht gottgegeben. Wir müssen das Beihilferecht anpas­
sen, wir brauchen einen Industriestrompreis und die modernste Infrastruktur. 
Es gibt keine Ausreden mehr. Eine starke Industrie ist der Grundpfeiler dafür, 
dass die Arbeitsplätze der Zukunft in Deutschland geschaffen werden.« 

SPD-Parteivorsitzender Lars Klingbeil spricht bei der Wirtschaftskonferenz des SPD-Wirtschaftsforums 
am 25. April im Atrium der Deutschen Bank AG
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Die Arbeit 
der Fachforen
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Fachkräftemangel – 
ein zentrales Problem 

bedarf sieht das Papier beim Thema 
Bildung, bei der Frauenerwerbsquote 
und der Fachkräftezuwanderung.

Wie der rechtssichere Einsatz von ex-
ternen (IT-)Expert:innen in agilen Ar-
beitsformen sichergestellt werden kann, 
diskutierten wir mit MdB Jan Dieren,  
Berichterstatter der SPD-Bundestags-
fraktion für den Bereich Wandel der Ar-
beitswelt und Arbeit 4.0, im April 2023.

Der Fachkräftemangel ist das größte 
Problem der deutschen Arbeitsmarkt-
politik und eines der drängendsten po-
litischen Probleme überhaupt. Obwohl 
die Dramatik des Fachkräftemangels 
seit Jahren bekannt ist sowie politisch 
und wissenschaftlich breit diskutiert 
wird, hat der Fachkräftemangel im 
vergangenen Jahr eine nie dagewesene 
Dringlichkeit und Brisanz entwickelt. 
Denn eine extrem schwierige wirt-
schaftliche Gesamtlage, die enormen 
transformativen Aufgaben und die Fol-
gen der Digitalisierung für die Arbeits-
welt stellen für den Arbeitsmarkt neue 
Herausforderungen dar. 

Um ein Bewusstsein für die umfassende 
Aufgabe und die Verantwortung aller 
Beteiligten zu schärfen, veröffentlichten 
wir im November 2022 ein Positions-
papier zum Fachkräftemangel, in dem 
wir die Herausforderungen der Arbeits-
marktpolitik und mögliche kurz- und 
mittelfristige Lösungen aufzeigen.

Als eine schnelle Maßnahme zum 
Abbau des Fachkräftemangels iden-
tifizieren wir in unserem Papier die 
»freiwillige Längerarbeit«, für die sich 
eine Mehrheit der Befragten in einer 
Civey-Umfrage im Auftrag des Wirt-
schaftsforums der SPD ausspricht. 
Umgekehrt erwägen auch Personal-
verantwortliche die Weiter- oder sogar 
Neubeschäftigung von älteren Berufs-
tätigen über das Renteneintrittsalter 
hinaus. Ebenfalls großen Handlungs-

Leitung des Fachforums

Barbara Loth
Rechtsanwältin 

und Staatssekretärin a.D.

Barbara Loth studierte Rechtswissen­

schaften an der Freien Universität 

Berlin und war von 2011 bis 2016 

Staatssekretärin in der Berliner 

Senatsverwaltung für Arbeit, Integra­

tion und Frauen. Sie saß zuletzt im 

Verwaltungsrat der Bundesagentur 

für Arbeit. Seit 2017 ist sie als selbst­

ständige Rechtsanwältin mit dem 

Schwerpunkt Arbeitsrecht tätig.

Fachforum Arbeitswelt, Tarifpartnerschaft und Integration 

Ausgewählte Termine 
NOVEMBER 2022
Veröffentlichung des Positions-
papiers: »10 Punkte zum Fach-
kräftemangel«

3. APRIL 2023
Arbeitssitzung mit Jan Dieren, 
MdB: Sicherstellung des rechts-
sicheren Einsatzes von exter-
nen (IT-)ExpertInnen in agilen 
Arbeitsformen

9. JUNI 2023
Arbeitssitzung mit der Abtei-
lungsleiterin der Denkfabrik 
Digitale Arbeitsgesellschaft im 
BMAS, Ana Dujic,̀ zu den geplan-
ten EU-Vorschriften zur Platt-
formarbeit

19. JUNI 2023
Arbeitssitzung u.a. mit der Par-
lamentarischen Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Arbeit 
und Soziales, Anette Kramme, 
MdB, zur geplanten Novellierung 
des Arbeitszeitgesetzes
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2023 haben wir uns zudem mit der 
Regulierung von Plattformarbeit be-
schäftigt. Um die Arbeitnehmerrechte 
und Sozialleistungen von Plattformar-
beiter:innen in der EU zu verbessern, 
hat die Kommission im Dezember 2021 
einen Vorschlag für eine Richtlinie zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen in der Plattformarbeit vorgelegt. 
Über die geplanten EU-Vorschriften 
und deren Bedeutung für Unterneh-
men und Beschäftigte in Deutschland 
diskutierten wir gemeinsam mit Ana 
Dujic,́ Leiterin der Abteilung »Denkfa-
brik Digitale Arbeitsgesellschaft« im 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales.

Im Zuge der Entscheidung des Bun-
desarbeitsgerichts im September 
2022, dass Arbeitnehmer:innen in 
Deutschland ihre gesamte Arbeitszeit 
aufzeichnen müssen, kündigte Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil eine 
Reform des Arbeitszeitgesetzes an. Zu 
den geplanten Vorschlägen tauschten 
wir uns mit der Parlamentarischen 
Staatssekretärin beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Soziales, Anette 
Kramme, MdB, aus.

Das Fachforum Arbeitswelt, Tarif-
partnerschaft und Integration wird 
die vielfältigen Herausforderungen im 
Bereich der Arbeitsmarktpolitik wei-
ter konstruktiv begleiten und schnel-
le und mutige Schritte einfordern. 
Die Zeitenwende macht ein Deutsch-
landtempo erforderlich. Die Bundes-
regierung wird noch sehr viel stärker 
auf kurzfristig wirksame Schritte set-
zen müssen.

Heiko Kretschmer bei einem 

Workshop des Wirtschaftsforums 

zum Thema Fachkräftemangel 

im September 2022.

Anette Kramme, MdB, Parlamenta-

rische Staatssekretärin beim Bundes­

minister für Arbeit und Soziales.
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Verwaltungsmodernisierung 
als Erfolgsbedingung der 
Transformation

mit Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträgern in Bund, Län-
dern und Kommunen sowie unseren 
Mitgliedern diskutiert. Zudem hat 
das Wirtschaftsforum ein Impuls
papier – »Verwaltungsdigitalisierung 
beschleunigen, OZG grundlegend 
reformieren« – und konkrete Forde-
rungen zu rechtlichen Rahmenbedin-
gungen, zur Optimierung der Gover-
nance-Struktur sowie zu notwendigen 
finanziellen wie personellen Voraus-
setzungen erarbeitet.

Vor dem Hintergrund globaler Krisen, 
geopolitischer Spannungen und sich 
verändernder Rahmenbedingungen, 
die den Erfolg des Geschäftsmodells 
Deutschland und seiner Industrie un-

Die Gestaltung der notwendigen De-
karbonisierung und die folglich um-
fassende industrielle Transformation 
ist die wichtigste und umfassendste 
Aufgabe der Regierung. Die Errei-
chung der Klimaziele, bei gleichzeiti-
ger Stärkung des Wirtschaftsstandor-
tes und der sozialen Sicherheit kann 
nur gelingen, wenn staatliche als auch 
private Investitionen zügig umgesetzt 
werden können. Die Beschleunigung 
von Planungs- und Genehmigungs-
verfahren und folglich von Verwal-
tungsentscheidungen gilt hierfür als 
entscheidender Schlüssel, diesen Am-
bitionen gerecht zu werden.

Die Digitalisierung der öffentlichen 
Verwaltung ist essenziell, um die 
Aufgaben eines modernen und agilen 
Staates zu erfüllen, der Herkules-Auf-
gabe Transformation zu begegnen, 
die kommunale Daseinsvorsorge 
zu stärken und die Dienstleistungs-
freundlichkeit gegenüber den Bür-
ger:innen zu erhöhen – und weist doch 
eine der größten Digitalisierungs
defizite in Deutschland auf. Die No-
vellierung des Onlinezugangsgeset-
zes wurde entsprechend ausführlich 
im Rahmen verschiedener Formate 

Leitung des Fachforums

Boris von Chlebowski
Mitglied der Geschäftsführung von 

Accenture

Boris von Chlebowski treibt die 

digitale Transformation von Wirt­

schaft, Politik und Gesellschaft voran. 

Dazu engagiert er sich auf zentralen 

Plattformen wie dem Digitalgipfel 

der Bundesregierung und im Rahmen 

des BITKOM.

Fachforum Digitales

Ausgewählte Termine 
13. OKTOBER 2022
Politisches Frühstück zur Dis-
kussion der Digitalstrategie der 
Bundesregierung mit Johannes 
Schätzl, MdB, und Iris Plöger, BDI

 2. FEBRUAR 2023
Digitalkonferenz zur Zukunft 
des OZG u.a. mit Staatssekretär 
Dr. Markus Richter, BMI, und 
Robin Mesarosch, MdB

 11. MAI 2023
Digitalkonferenz zur Chip-Indus-
trie in Deutschland und Europa 
u.a. mit Sachsens Staatsminister 
Martin Dulig
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ter Druck stellen, diskutierten wir da-
rüber hinaus die Potenziale und den 
aktuellen Entwicklungsstand einer 
europäischen Dateninfrastruktur und 
industrieller Datenräume. Das Wirt-
schaftsforum setzte sich in diesem 
Zusammenhang für eine Anschub
finanzierung der Initiative Manufac-
turing-X ein. 

Ein weiterer inhaltlicher Schwerpunkt 
der Arbeit im Fachforum sind die ge-
sellschaftlichen Auswirkungen der 
digitalen Transformation. Generative 
Künstliche Intelligenz hat eine breite 
gesellschaftliche Debatte um die Ri-
siken der Schlüsseltechnologie ange-
stoßen. Diese aufgreifend gingen wir 
in einer Panel-Diskussion in Koopera-
tion mit dem Weizenbaum-Institut der 
Frage nach wirksamer und angemes-
sener Regulatorik nach und wie die ge-
samte Gesellschaft sanft bei der digi-
talen Transformation mitgenommen 
werden kann. Die Auswirkungen von 
Schlüsseltechnologien auf unser ge-
sellschaftliches Zusammenleben, un-
sere Arbeit und Arbeitsweise und die 
Potenziale für den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland werden die inhalt-
liche Arbeit des Wirtschaftsforums 
auch im kommenden Jahr begleiten.

Staatssekretär Stefan Schnorr, 

Bundesministerium für Digitales und 

Verkehr, Armand Zorn, MdB, Eveline 

Metzen, Leiterin Government Affairs 

& Public Policy DACH, Google, und 

Verbandsvizepräsident Matthias 

Machnig diskutieren über Potenziale 

und Risiken von Künstlicher Intelli­

genz.

Die SPD-Parteivorsitzende Saskia Esken 

im Austausch mit Fachforenleiter Boris von 

Chlebowski. 

Politisches Frühstück in der Sky-Lounge von EY zur Diskussion der Digitalstrategie 

der Bundesregierung.
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Schnell und pragmatisch 
in die klimaneutrale 
Energiewirtschaft

Im Dezember kam die Crème de la 
Crème der deutschen Wasserstoffwirt-
schaft zu einem Wasserstoff-Roundta-
ble zusammen und diskutierte gemein-
sam mit Bernd Westphal, MdB, und 
Jens Geier, MdEP, die notwendigen, 
wirtschaftspolitischen Rahmenbe-
dingungen, um aus dem knappen Gut 
»Wasserstoff« einen weitläufig verfüg-
baren Energieträger zu machen. 

Im Frühjahr setzten wir mit der Präsenz-
veranstaltung »Takeoff des H2-Hoch-
laufs« nach. Verbandspräsidentin Prof. 
Dr. Ines Zenke sprach mit dem Wasser-
stoffbeauftragten der SPD-Bundestags-
fraktion, Andreas Rimkus, MdB, über 
die notwendigen Schritte und Weichen-
stellungen, um den Hochlauf der Was-
serstoffwirtschaft voranzubringen. Vor 

Die Versorgungssicherheit und Bezahl-
barkeit, ebenso wie Klimaneutralität in 
der Erzeugung und im Verbrauch von 
Energie blieben die dominanten The-
men im vergangenen Jahr. Nicht nur die 
Funktionsweise der Wirtschaft, son-
dern auch der soziale Zusammenhalt 
steht und fällt mit der Transformation 
des Energiesektors. 

Im Oktober 2022 veranstaltete das 
Fachforum »Energie und Klima« – zu-
sammen mit dem Fachforum »Kom-
munales« – eine öffentliche Konferenz 
mit Staatssekretär Dr. Jörg Kukies zur 
Frage »Wo kommt 2030 die Energie her 
– und morgen?«. Die Konferenz stand 
im Spannungsfeld zwischen den kurz-
fristig notwendigen Maßnahmen zur 
Sicherung der Energieversorgung und 
-bezahlbarkeit sowie der mittel- bis 
langfristigen Transformation hin zur 
Klimaneutralität. 

Diese Transformation wird nur gelin-
gen, sofern wir industrielle Wertschöp-
fung und Wohlstand im Land erhalten. 
Dies wiederum wird nicht möglich 
sein, wenn wir einseitig auf Elektronen 
setzen. Auch Moleküle müssen ihren 
Beitrag zur Klimaneutralität leisten. 
Aus diesem Grund spielt der Hochlauf 
der Wasserstoffwirtschaft in der Arbeit 
des Fachforums »Energie und Klima« 
eine wesentliche Rolle. 

Leitung des Fachforums

Prof. Dr. Ines Zenke
Rechtsanwältin, Fachanwältin für 

Verwaltungsrecht, Partnerin der 

Wirtschaftskanzlei Becker Büttner 

Held (BBH), Präsidentin des 

Wirtschaftsforums der SPD.

Neben ihrer Tätigkeit als Rechtsan­

wältin und Unternehmerin bei BBH

 ist Prof. Dr. Ines Zenke Honorarpro-

fessorin für das Lehrgebiet »Infra­

strukturrecht und -management« an 

der Hochschule für nachhaltige Ent­

wicklung Eberswalde (HNEE). Zuletzt 

gehörte sie laut Handelsblatt und 

dem US-Verlag Best Lawyers erneut 

zu Deutschlands besten Anwältinnen 

und Anwälten im Energierecht. 

Leitung des Fachforums

Christian Heine
Geschäftsführer und Sprecher der 

Geschäftsführung Hamburger Ener­

giewerke GmbH

Christian Heine leitet seit März 2022 

zusammen mit Prof. Dr. Ines Zenke 

das Fachforum Energie und Klima. 

Der ausgewiesene Experte der Ener­

gieversorgung war maßgeblich für die 

Rekommunalisierung und Zusam­

menführung der Hamburger Energie­

infrastrukturen verantwortlich. 

Fachforum Energie und Klima

Ausgewählte Termine 
8. DEZEMBER 2022
Wasserstoff-Roundtable mit 
Bernd Westphal, Andreas Rimkus 
und Jens Geier

21. APRIL 2023
Hybridveranstaltung mit Andreas 
Rimkus »Takeoff der H2-Wirt-
schaft«

4. MAI 2023
Digitale Arbeitssitzung mit 
Dr. Nina Scheer
»Auf dem Weg zur Halbzeit – 
anderthalb Jahre Ampel«
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der Sommerpause schließlich hatten 
wir das Vergnügen, mit Dr. Nina Scheer, 
MdB, der klimaschutz- und energiepo-
litischen Sprecherin der SPD-Bundes-
tagsfraktion, die ersten anderthalb Jah-
re Ampel Revue passieren zu lassen und 
zugleich einen Ausblick zu wagen.

Zugleich war die Einführung eines In-
dustriestrompreises ein zentrales An-
liegen. Für uns ist klar, dass es einer 
Brücke aus dem fossilen Zeitalter in 
die Welt der Erneuerbaren bedarf und 
das dies mit den gegebenen Stromkos-
ten nicht möglich sein wird. Dadurch, 
dass Elektrifizierung und Wasserstoff-
produktion die Grundlage der Trans-
formation bilden werden, braucht es 
Anreize und Planungssicherheit für die 
notwendigen Investitionen, sodass das 
Niveau sowie die Volatilität der Strom-
preise gegenwärtig erhebliche Trans-
formationsbremser sind. 

Fest steht insgesamt, dass die Ressour-
cen- und Klimawende eine der bedeu-
tendsten Transformationen der jünge-
ren Menschheitsgeschichte sein wird. 
Nicht weniger als der Umbau einer 
über 200 Jahre gewachsenen fossilen 
Wirtschaft wird innerhalb kürzester 
Zeit notwendig sein, um Wohlstand 
und natürliche Ressourcen zu wah-
ren. Im Fachforum Energie und Klima 
werden wir deshalb auch 2022/23 alles 
daransetzen, um unseren Beitrag dazu 
zu leisten, dass uns diese enorme He
rausforderung gelingt. Wir freuen uns 
dabei auf Ihren Input, liebe Mitglieder. 

Im Gespräch mit dem Wasserstoff­

beauftragten der SPD-Bundestags­

fraktion, Andreas Rimkus, bei der 

Veranstaltung »Takeoff des H2-Hoch­

laufs«.

Dr. Jörg Kukies, Staatssekretär im Bundeskanzleramt, spricht bei der 

Konferenz des Wirtschaftsforums »Wo kommt 2030 die Energie her – 

und morgen?«

Dr. Nina Scheer, klimaschutz- und energiepolitische Sprecherin 

der SPD-Bundestagsfraktion, bei einer digitalen Arbeitssitzung 

zu Energiepolitik.
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Der europäische Standort 
im globalen Wettbewerb

Standortprogramm ist entscheidend 
für Wettbewerbsfähigkeit und Resi-
lienz sowie das Gelingen der ökologi-
schen und digitalen Transformation«, 
so Matthias Machnig, Vizepräsident.

Neben den Verlockungen des US Infla-
tion Reduction Acts steht auch auf der 
anderen Seite des Globus mit einem 
engen Handelspartner eine Heraus-
forderung: Wie sollen die weiteren 
Wirtschafts- und Handelsbeziehun-
gen mit China vor dem Hintergrund 
geopolitischer Spannungen und dem 
Ziel nach mehr Resilienz der eigenen 
Wertschöpfungsketten ausgestaltet 
werden? Die Resilienz in den Wert-
schöpfungsketten ist auch eine Frage 
der Wiederansiedlung von Produkti-
onskapazitäten. Die grüne Transfor-

Europas Unternehmen müssen durch 
ein globales Umfeld multipler Krisen 
navigieren. Der Angriffskrieg auf die 
Ukraine setzt sich mit unveränderter 
Härte fort und fordert die Sicherheits-
architektur Europas heraus. Trotz der 
europäisch koordinierten Krisenpoli-
tik verharren die Strompreise auf ho-
hem Niveau und setzen den Standort 
Europa und insbesondere die deut-
sche Industrie unter Druck. Gelingt 
es Europa nicht, die richtigen indus
triepolitischen Weichenstellungen 
vorzunehmen, drohen ganze Wert-
schöpfungsketten wegzubrechen. 

Das Fachforum Europa und Außen-
wirtschaft hat sich intensiv mit den 
Investitionsbedingungen am Stand-
ort Europa auseinandergesetzt, auch 
vor dem Hintergrund des US Inflati-
on Reduction Acts, dessen niedrig-
schwelliges, unbürokratisches und 
finanziell attraktives Design zu einer 
Verlagerung von Investitionsentschei-
dungen führen kann. Über mögliche 
politische Antworten diskutierten 
wir mit hochkarätigen Vertreterin-
nen und Vertretern der Europäischen 
Kommission und des Parlaments, des 
Bundeswirtschaftsministeriums und 
Bundeskanzleramts. »Europa braucht 
endlich eine Antwort auf den IRA und 
ein konsequentes Standortprogramm. 
Dazu gehören ein Europäischer Souve-
ränitätsfonds mit frischem Geld, eine 
Flexibilisierung der Beihilferegelun-
gen, eine Reform des Wachstums- und 
Stabilitätspakts und eine Entbüro-
kratisierungsoffensive. Ein solches 

Leitung des Fachforums

Corinna Schulze
Director EU Government Relations 

für SAP

Corinna Schulze ist bei SAP für 

rechtliche und politische Fragen im 

Zusammenhang mit dem digitalen 

Binnenmarkt, dem Datenschutz, 

Künstlicher Intelligenz und der Ex­

portkontrolle zuständig. Sie ist außer­

dem stellvertretende Vorsitzende der 

Datenschutz- und Sicherheitsgruppe 

von DIGITAL EUROPE.

Fachforum Europa und Außenwirtschaft

Ausgewählte Termine 
20. JANUAR 2023
Digitalkonferenz: »Partner, Wett-
bewerber, systemischer Rivale – 
wie weiter in der China-Politik?«

20. APRIL 2023
Digitalkonferenz »Der EU Critical 
Raw Materials Act – wie muss 
eine strategische Rohstoffpolitik 
aussehen?«  

26. JUNI 2023
Industriepolitischer Roundtable 
in Brüssel: »Hochlauf der Solar-, 
Wind- und Wasserstoffwirtschaft 
– wie muss eine europäische 
Industriepolitik aussehen?«
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mation wird Materialbedarf und v.a. 
den Einsatz von kritischen Rohstoffen 
massiv erhöhen. Dies erörterten wir in  
Zusammenhang mit dem EU Critical 
Raw Materials Act als auch mit Blick 
auf den Net Zero Industry Act intensiv 
mit der Europäischen Kommission. 
Mit der Reihe »Industriepolitischer 
Roundtable: Europa in der Transfor-
mation« ist ein neues Format geschaf-
fen worden, um in Brüssel vor Ort die 
Diskussion und den persönlichen Aus-
tausch zu stärken.

Ein besonderer Schwerpunkt der Ar-
beit im Fachforum Europa und Außen-
wirtschaft liegt auf der europäischen 
Digitalpolitik. Das Fachforum hat die 
Diskussionen zum AI Act intensiv be-

gleitet. Auch zu den seit Jahren fest-
gefahrenen Verhandlungen um die 
E-Privacy und E-Evidence-Verordnung 
tauschte sich das Fachforum mit der 
Berichterstatterin, MdEP Birgit Sip-
pel, aus. Zu den Perspektiven des neu-
en EU-US Data Privacy Frameworks 
diskutierte das Fachforum mit dem 
Bundesdatenschutzbeauftragten Ul-
rich Kelber. »Die EU kann nicht regula-
torischer Weltmeister sein, ohne auch 
den technologischen Anspruch auf 
Führung zu haben. Die Wettbewerbs-
fähigkeit in der globalen Konkurrenz 
sollte stärker in der europäischen Po-
litik priorisiert werden, sonst gibt es in 
einigen Jahren ein böses Erwachen«, 
so Corinna Schulze, Leiterin des Fach-
forums.

Staatssekretär Sven Giegold, BMWK, 

im Austausch zum deutschen und 

europäischen Wettbewerbsrecht.

Staatsminister Dr. Tobias Lindner 

diskutiert mit unseren Mitgliedern die 

Leitlinien einer China-Strategie.

Prof. Dr. René Repasi, MdEP, disku­

tiert das Europäische Lieferketten­

gesetz.

GESPRÄCHSKREIS SICHERHEIT
Mit der russischen Invasion in die Ukraine markiert das Jahr 
2022 den größten sicherheitspolitischen Wendepunkt seit 
Ende des Kalten Krieges, der mit einer grundlegend veränder-
ten geopolitischen Landschaft in Europa und darüber hinaus 
einhergeht. In der Folge rücken die politischen und finanziel-
len Rahmenbedingungen für eine adäquate Ausrüstung der 
Bundeswehr zur Landesverteidigung und zur Erreichung der 
Bündnisfähigkeit Deutschlands wieder in den Fokus von De-
batten – auch beim Wirtschaftsforum der SPD. Gemeinsam 
mit Vertreterinnen und Vertretern des Bundestages und der 
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie diskutierte Verbands-
vizepräsident Matthias Machnig über langfristige politische 
Voraussetzungen, um Deutschlands Rolle innerhalb der EU 
und im Rahmen transatlantischer Beziehungen zu verbessern 
und gleichzeitig industrielle Wertschöpfungsketten bis in den 
Mittelstand hinein aufrechtzuerhalten und zu stärken. 

Der russische Angriffskrieg bedeutet aber nicht nur 
eine militärische Zäsur, sondern verschärft auch die 
Bedrohungslage im Cyberbereich. Für Einrichtun-
gen der kritischen Infrastruktur folgt daraus ein be-
sonderes Risiko; eine Störung oder gar ein Ausfall 
ausgelöst durch einen Cyberangriff kann zu schwer-
wiegenden Problemen in der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung führen. Im Rahmen einer Panel- 
Diskussion u.a. mit Johann Saathoff, Parlamentari-
scher Staatssekretär, Bundesministerium des Innern 
und für Heimat, diskutierten Verbandspräsidentin 
Prof. Dr. Ines Zenke und Heinz Kreuter, Mitglied 
des Erweiterten Präsidiums, das Schutzniveau von  
KRITIS-Unternehmen und -Einrichtungen sowie die 
Frage nach verbesserten Rahmenbedingungen, um 
dieses Niveau zu erhöhen.
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Angesichts historisch 
hoher Inflation 
handlungsfähig bleiben

Knorre. Um Projekte überhaupt reali-
sieren zu können, bedürfe es nicht nur 
der richtigen Rahmenbedingungen, 
sondern auch geeigneter Investitionsan-
reize, stimmten die Panelisten überein. 
Dabei werde es künftig noch stärker auf 
Förderbanken wie die Europäische In-
vestitionsbank ankommen, die mehr 
als die Hälfte ihrer Investitionen in den 
Kampf gegen die Klimakrise stecken 
wolle, wie Heike Freimuth erläuterte. 
Darüber hinaus ging es um den hohen 
bürokratischen Aufwand bei wichtigen 
Förderprogrammen sowie die EU-Taxo-
nomie, die nicht nur für den Mittelstand 
eine erhebliche Mehrbelastung bedeute. 
Aus Sicht von Susanne Knorre kommt es 
darauf an, nicht nur »grüne« Investitio-
nen zu finanzieren, sondern auch ausrei-
chend Kapital für Transformationspro-
jekte zur Verfügung zu stellen.

Die Preissteigerung in Deutschland er-
reichte 2022 und noch zur Jahreswende 
2023 immer neue Rekordstände. Als 
Preistreiber erwiesen sich insbesonde-
re die hohen Energiekosten und stark 
gestiegene Lebensmittelpreise. Eine 
Entwicklung, die die EZB als Währungs-
hüterin im Euroraum veranlasste, nach 
einer sechsjährigen Nullzinsphase den 
Leitzins erstmals im Juli 2022 anzuhe-
ben und inzwischen auf vier Prozent zu 
erhöhen. Aber steigende Kosten und 
verteuerte Kredite schränken zugleich 
den Spielraum der Unternehmen ein 
und beeinflussen maßgeblich Inves-
titionsentscheidungen. Wenn zudem 
der US Inflation Reduction Act eine 
regelrechte Sogwirkung auf Unterneh-
men, die die Transformation hin zu De-
karbonisierung mitgestalten wollen, 
ausübt, erhöht das den Druck weiter. 
Angesichts der großen Relevanz dieser 
Themen für die weitere Perspektive des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland war 
es naheliegend, Finanzierungsthemen 
im Rahmen der Wirtschaftskonferenz 
2023 aufzugreifen. Hier sprach Bundes-
finanzminister Christian Lindner in sei-
ner Keynote den IRA und die aus seiner 
Sicht erforderliche Reaktion Europas an.

Der Finanzierung der Transformati-
on widmete sich ein eigenes Panel im 
Rahmen der Wirtschaftskonferenz mit 
Finanzstaatssekretär Werner Gatzer, 
Heike Freimuth, Leiterin des Berliner 
Büros der Europäischen Investitions-
bank, und Melanie Kreis, Mitglied des 
Vorstands, Deutsche Post DHL Group, 
und Vizepräsidentin Prof. Dr. Susanne 

Leitung des Fachforums

Dr. Peter Gassmann
Managing Director und Sprecher der 

Geschäftsführung, Strategy&

Dr. Peter Gassmann arbeitete bei der 

Dresdner Bank und der Commerz­

bank, bevor er 2010 zu Strategy& 

wechselte. Er ist neben seiner Tätigkeit 

als Managing Director sowohl Leiter 

Europa als auch seit Juli 2021 Globaler 

Leiter von Strategy&.

Leitung des Fachforums

Dr. Peter Güllmann
Vorstandssprecher der BIB – BANK IM 

BISTUM ESSEN eG

Dr. Peter Güllmann ist Vorstands­

sprecher der BIB – BANK IM BISTUM 

ESSEN eG und verantwortet die  

Geschäftsbereiche Auslandskunden, 

Kundenbetreuung, Kirchliche 

Einrichtungen, Marketing, Revision, 

Personalmanagement sowie den 

Bereich Nachhaltigkeit.

Fachforum Finanzen und Kapitalmarkt

Ausgewählte Termine 
19. JANUAR 2023
Digitale Arbeitssitzung: »Infla
tion auf Rekordniveau: Geld- und 
konjunkturpolitische Maßnah-
men im Jahr 2023«

17. MÄRZ 2023
Digitale Arbeitssitzung: »Zugang 
zu Gründungs- und Wachstums
finanzierung als Wirtschaftsfaktor«

14. APRIL 2023
Digitale Arbeitssitzung 
»EU-Kleinanlegerstrategie – 
zwischen Verbraucherschutz und 
Provisionsverbot«
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In seinen Arbeitssitzungen widme-
te sich das Fachforum Finanzen und 
Kapitalmarkt aktuellen Themen wie 
der Gründerfinanzierung oder der 
EU-Kleinanlegerstrategie. Einen Aus-
blick auf die Geld- und Konjunktur-
politik bot zudem Jens Ulbrich, Leiter 
des Zentralbereichs Volkswirtschaft 
bei der Deutschen Bundesbank. Im  
Rahmen einer Digitalkonferenz des 
Fachforums ließ Ulbrich keinen Zwei-
fel daran, dass die Phase der Niedrig
inflation erst einmal vorbei ist. Eine 
Preissteigerung von unter drei Prozent 
werde auf absehbare Zeit in Deutsch-
land nicht mehr zu beobachten sein, so 
der Bundesbankexperte. Für Fachfo-
renleiter Dr. Peter Güllmann steht fest, 
dass sich das Fachforum auch künftig 
um den intensiven Austausch mit der 
Politik bemühen wird, um die Bedarfe 
der Branche zu verdeutlichen, insbe-
sondere bei den Themen Regulierung 
und nachhaltige Finanzen. 

Panel diskutiert Finanzierung der 

Transformation auf der Wirtschafts­

konferenz 2023.

Staatssekretär Werner Gatzer, 

Bundesministerium der Finanzen.

ARBEITSGRUPPE ALTERSVORSORGE : 
»DIE ZUKUNFT DER ALTERSVORSORGE GESTALTEN«
Bereits das dritte Positionspapier hat die Arbeitsgruppe Altersvorsorge 
mittlerweile vorgelegt. »Altersvorsorge sichern, Vermögensbildung stär-
ken« bewährt sich wie seine Vorgänger als gute Grundlage für den Aus-
tausch mit der Politik. So etwa im Gespräch mit Dr. Rolf Schmachtenberg, 
Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Bei einer 
digitalen Arbeitssitzung gab der Staatssekretär einen Ausblick auf die Zu-
kunft der Altersvorsorge und verwies auf das aus Sicht der Bundesregierung 
vorrangige Ziel, die gesetzliche Rente sicherzustellen. Neben der gesetzli-
chen spielten aber vor allem die betriebliche und private Altersvorsorge eine 
zentrale Rolle in der Diskussion. Wie Verbandsvizepräsidentin Prof. Dr. 
Susanne Knorre mit Hinweis auf das Positionspapier verdeutlichte, steht 
eine Reform, die die kapitalgedeckte Altersvorsorge bezahlbar, flexibel und 
verständlich macht, immer noch aus. Grundsätzlich brauche es ein Zusam-
menwirken von umlagefinanzierter, betrieblicher und kapitalgedeckter 
Altersvorsorge. 
Weiterhin beschäftigte sich die Arbeitsgruppe mit der betrieblichen Alters-
vorsorge, für die es ebenfalls konkrete Konzepte gibt, um sie im Hinblick auf 
unterschiedliche Erwerbsbiografien und Arbeitsmodelle flexibler zu machen 
und zu stärken.  Allerdings gebe es noch viel zu tun, auch wenn beispielswei-
se erste Sozialpartnermodelle vorliegen, die als Blaupause dienen können.
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Herausforderungen 
für Gesundheitswirtschaft 
wachsen 

Trotz dieser beeindruckenden Zahlen 
leidet die Branche unter Kostensteige-
rungen und krisenbedingten Risiken: 
Diese sorgen für einen spürbaren Rück-
gang der Investitionsbereitschaft der 
Unternehmen. Auch die Gesundheits- 
und sozialen Dienste leiden nach wie 
vor unter schwierigen Bedingungen. 
Hier, aber auch in der industriellen Ge-
sundheitswirtschaft ist der Fachkräf-
temangel deutlich spürbar. Die Politik 
hat zwar mit verschiedenen Gesetzesi-
nitiativen u. a. mehr Geld für Personal 
auf den Weg gebracht. Doch inwieweit 
sich die neuen oder unbesetzten Stellen 
angesichts des leergefegten Arbeits-
marktes besetzen lassen, bleibt offen.

Die Unternehmen in Deutschland und 
Europa forschen und produzieren auf 
höchstem Niveau. Wir haben Technolo-
gien, gute Ideen und schlaue Köpfe, wir 
haben ein Ausbildungssystem, um das 

Die Gesundheitswirtschaft galt viele 
Jahre als krisenresistente Wachstums-
branche. Durch die Krisen der vergan-
genen Jahre und die damit verbundenen 
vielschichtigen Herausforderungen 
geriet diese Stabilität ins Wanken. 
Nach der Corona-Pandemie haben 
sich stark gestiegene Rohstoff- und 
Energiekosten negativ auf die Bilanzen 
der Branche ausgewirkt; notwendige 
Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung, Digitalisierung oder neue 
Produktionsanlagen konnten nicht im 
gewünschten Umfang erfolgen.  

Der Anteil der Gesundheitswirtschaft 
an der Bruttowertschöpfung liegt nach 
der Gesundheitswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung des BMWK für das Jahr 
2022 bei 12,7 Prozent. Die Branche ist 
für 10 Prozent der gesamten Exporte 
der Bundesrepublik verantwortlich 
und beschäftigt mehr Menschen als 
der Automobilsektor. Die Wachstum-
seffekte auf andere Wirtschaftszweige 
sind ebenfalls beachtlich. Für jeden 
Euro Bruttowertschöpfung in der Ge-
sundheitswirtschaft entstehen weitere 
0,76 Euro Wertschöpfung in der Ge-
samtwirtschaft.

Leitung des Fachforums

Christian Clarus
Director Government Affairs

B. Braun SE

Christian Clarus engagiert sich auf 

vielfältige Weise für die Belange der 

Gesundheitswirtschaft in Deutsch­

land. In Verbänden, Stiftungen und 

auf weiteren Plattformen wirbt er vor 

dem Hintergrund ihrer Leistungs­

fähigkeit für eine entsprechende 

Würdigung durch die Politik. 

Im geschäftsführenden Präsidium 

für das Fachforum Gesundheitswirt­

schaft zuständig

Prof. Dr. Susanne Knorre
Vizepräsidentin, Wirtschaftsforum 

der SPD e.V.

Fachforum Gesundheitswirtschaft

Ausgewählte Termine  
22. SEPTEMBER 2022
Podiumsdiskussion zum Thema: 
Nutzung von Patienten- und 
Gesundheitsdaten u.a. mit  
Prof. Ulrich Kelber, Bundes
datenschutzbeauftragter

29. NOVEMBER 2022
Arbeitssitzung mit  
Prof. Dr. Dennis Ostwald, CEO 
und Gründer des WifOR Institute 
zu den aktuellen Zahlen der 
Gesundheitswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung
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uns die Welt beneidet. Wir brauchen 
weniger ideologisierte Debatten über 
das »Klein-Klein«, sondern zügige und 
lösungsorientierte Entscheidungen im 
Sinne des Standortes Deutschland. 

Wir müssen in Deutschland und Eu-
ropa unsere Hausaufgaben machen 
und eine attraktive Standortpolitik 
für Unternehmen etablieren, damit 
es sich lohnt, hier zu investieren und 
Arbeitsplätze zu schaffen. Dazu mag 
dann auch auch gehören, die strikten 
Regeln des europäischen Beihilfe-
rechts einer kritischen Überprüfung 
zu unterziehen, damit Unternehmen 
wie BioNTech ihre Forschung und Ent-
wicklung in der EU ansiedeln und nicht 
abwandern.

Ziel unseres Fachforums ist, dass die 
gesellschaftliche und ökonomische 
Bedeutung der Gesundheitswirtschaft 
insbesondere bei Wirtschaftspoliti-
kern stärkere Berücksichtigung findet. 
Die für alle Menschen zugängliche me-
dizinische Versorgung bei gleichzei-
tig hoher Qualität zeigt, dass sich die 
Struktur des deutschen Gesundheits-
wesens mit ihrer Vielfalt von staatli-
chen und privaten Leistungserbringern 
bewährt hat. In diesem Sinne betrach-
ten die Mitglieder unseres Fachforums 
es als ihren fortdauernden Auftrag, die 
Auswirkungen dieser Krise mit den ih-
nen zu Verfügung stehenden Mitteln 

möglichst gering zu halten. Dazu ge-
hören das Wissen aus Forschung und 
Entwicklung, die große Kompetenz in 
der Krankenversorgung durch ambu-
lante und stationäre Leistungserbrin-
ger, die Finanzierung durch gesetzliche 
und private Krankenversicherungen 
und natürlich auch die innovativen 
Produkte und Lösungen der pharma-
zeutischen, medizintechnischen und 
biotechnologischen Industrie.

Gemeinsam mit unseren Mitgliedern 
und verschiedenen Expertinnen und 
Experten haben Vizepräsidentin Prof. 
Dr. Susanne Knorre und Fachforen-
leiter Christian Clarus unter anderem 
über die Nutzbarmachung von Ge-
sundheitsdaten diskutiert. Hierzu hat-
ten wir in unterschiedlichen Sitzungen 
unter anderem Ruppert Stüwe, MdB, 
sowie den Bundesdatenschutzbeauf-
tragten Prof. Ulrich Kelber zu Gast. 
Auch die aktuellen Entwicklungen der 
Zahlen der Gesundheitswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung haben wir mit 
Prof. Dr. Dennis Ostwald ausführlich 
besprochen. 

In diesem Jahr widmen wir uns weiter-
hin der Diskussion rund um den The-
menkomplex Versorgungssicherheit in 
Deutschland.

Foto links: Prof. Dr. Thorsten 

Schlomm, Direktor der Klinik für  

Urologie der Charité Universitäts­

medizin Berlin.

Foto rechts: Prof. Ulrich Kelber, 

Bundesbeauftragter für den Daten­

schutz und die Informationsfreiheit.
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Zwischen Krisen-
bewältigung und Zukunfts­
gestaltung

die Ukraine brachte das Jahr 2022 in vie-
len Ländern eine Ernährungskrise mit 
sich. In anderen verschlechterte sich 
die bereits schwierige Versorgungs-
lage weiter. Das stellt die betroffenen 
Länder, aber auch die internationale 
Staatengemeinschaft und Politik vor 
große Herausforderungen. Wie sich 

Inflation, Energiekrise, Lieferengpässe 
und Zurückhaltung bei Verbraucherin-
nen und Verbrauchern – die Liste der 
Herausforderungen für die Handels-, 
Lebensmittel- und Konsumgüterbran-
che war auch im vergangenen Jahr lang. 
Gleichzeitig sind auch die Verände-
rungsprozesse durch fortschreitende 
Transformation hin zu nachhaltigem 
Wirtschaften sowie Digitalisierung, 
die die Agenda der Unternehmen der 
Handels- und Konsumgüterbranchen 
prägen, gleichermaßen herausfor-
dernd wie tiefgreifend. Diese komplexe 
Gemengelage steht im Fokus unserer 
Fachforenarbeit, und im engen Dialog 
mit Wirtschaft und Politik diskutieren 
und entwickeln wir gemeinsam Vor-
schläge und Ideen, wie diese Heraus-
forderungen gestaltet werden können. 

Wie die aktuelle Wirtschafts- und Kri-
senlage den Handel beeinträchtigt und 
welche Maßnahmen der Konsumflaute 
entgegenwirken können, waren The-
men einer Digitalkonferenz mit Dr. Da-
niela De Ridder, MdB, sowie Unterneh-
mensvertreterinnen und -vertretern 
am 5. Dezember. Eine internationale 
Perspektive griffen wir im Rahmen ei-
ner Digitalkonferenz zur Frage nach 
resilienten Ernährungssystemen und 
Ernährungssicherheit auf. Als eine Fol-
ge des russischen Angriffskriegs auf 

Leitung des Fachforums

Stefan Giffeler
Schwarz Gruppe

Stefan Giffeler ist seit 2020 Geschäfts­

führer Unternehmenskommunikation 

und Leiter der Hauptstadtrepräsentanz 

der Schwarz Gruppe. In früheren 

Positionen war er als Sprecher ver­

schiedener Bundesminister sowie des 

SPD-Parteivorstands, Sprecher der 

UNO-Sonderorganisation »Internatio­

nal Labour Organization (ILO)« für die 

Region Europa und Zentralasien sowie 

als Leiter der Hauptstadtrepräsentanz 

eines internationalen Konzerns tätig. 

Fachforum Handel und Komsumgüter

Ausgewählte Termine 
5. DEZEMBER 2022
Digitalkonferenz »Energiekrise, 
Inflation, Konsumflaute –  
Herausforderungen für den Ein-
zelhandel« mit Dr. Daniela  
De Ridder, MdB

14. DEZEMBER 2022
Digitale Expert:innenrunde 
»Resiliente Ernährungssysteme 
und Ernährungssicherheit« mit 
Swantje Nillson, Abteilungslei-
terin im Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft, 
und Dirk Meyer, Abteilungslei-
ter im Bundesministerium für 
wirtschaftliche Entwicklung und 
Zusammenarbeit 

30. MÄRZ 2023
Digitale Arbeitssitzung »Wirt-
schaftliche Herausforderungen 
der Ernährungsstrategie« mit 
Alexander Bartz, MdB

2. JUNI 2023
Mitgliederinterne Arbeitssitzung 
zum Entwurf eines Kinder- 
Lebensmittel-Werbegesetzes
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Agrar- und Ernährungssysteme wi-
derstandsfähig und nachhaltig trans-
formieren lassen, war Thema einer Di-
gitalkonferenz unter Beteiligung von 
Expertinnen und Experten aus dem 
Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft, dem Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung sowie aus 
Wissenschaft und Forschung. 

Dass die Funktionsfähigkeit von Lie-
ferketten, die nachhaltigere Produkti-
on von Gütern nicht nur ein wichtiges 
Anliegen für die Branche ist, erörterten 
wir in einem gemeinsamen Dialogfor-
mat mit dem Fachforum Europa und 
Außenwirtschaft. Im Fokus stand das 
EU-Lieferkettengesetz und die dadurch 
bedingten künftigen Anforderungen 
an die Unternehmen, die wir mit René 
Repasi, MdEP, diskutierten. Neben in-
ternationalen und europäischen Pro-
zessen widmeten wir uns insbesondere 
bundespolitischen Entwicklungen. Im 
Kern der Debatte: die federführend vom 
Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft zu entwickelnde 
Ernährungsstrategie. Erste Vorha-
ben im Rahmen der Strategie wurden 
bereits präsentiert, etwa das Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz und ein 
Gesetzentwurf für an Kinder gerichtete 
Lebensmittelwerbung. Anlass für das 

Fachforum Handel und Konsumgüter, 
mit Alexander Bartz, MdB, im Rahmen 
einer digitalen Arbeitssitzung über die 
konkreten wirtschaftlichen Implikati-
onen aktueller Gesetzesinitiativen zu 
sprechen. Auch in Zukunft wird unser 
Fachforum die Entwicklungen rund 
um die Ernährungsstrategie aktiv mit 
unseren Mitgliedern begleiten und die 
Diskurse prägen.

Digitalkonferenz zu Resilienz 

und Nachhaltigkeit von Agrar- und 

Ernährungssystemen.

Dr. Daniela De Ridder im Gespräch 

mit Stefan Genth, Hauptgeschäfts­

führer, Handelsverband Deutschland 

- HDE e.V. (links oben), und Thomas 

Voigt, Group Vice President Corporate 

Communications and Political Affairs, 

Otto Group.



28

Transformation: sozial-
verträglich, kommunal, 
ganzheitlich

Vor diesem Hintergrund diskutierte 
das Fachforum Kommunales im Wirt-
schaftsforum der SPD u.a. mit Staatsse-
kretär Dr. Jörg Kukies, Bundeskanzler-
amt, dem damaligen Uniper-CEO Prof. 
Dr. Klaus-Dieter Maubach und weiteren 
Gästen im Rahmen einer großen Panel-
diskussion unter dem Titel »Wo kommt 
2030 die Energie her – und morgen?«. 
Präsidentin Prof. Dr. Ines Zenke mach-
te hierbei deutlich, dass alle Potenziale 
zur Erlangung der Energiesouveränität 
ausgenutzt werden müssen. Außerdem 
ist und bleibt die Beschleunigung von 
Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren ein Schlüssel, um die ehrgeizigen 
Ziele beim Ausbau der Erneuerbaren 
auch wirklich umzusetzen.

Wie gelingt die Dekarbonisierung unse-
res Energiesystems – ohne dabei die Ver-
sorgungssicherheit zu gefährden? Seit 
Beginn des russischen Angriffskriegs 
auf die Ukraine wird die Energiewende 
stärker als zuvor ganzheitlich betrach-
tet: Neben dem Ziel, bis 2045 klimaneu-
tral zu werden, rücken seit Februar 2022 
immer stärker auch die Aspekte Ver-
sorgungssicherheit und Bezahlbarkeit 
in den Fokus. Zwar ist es durch enorme 
politische Anstrengungen gelungen, die 
Abhängigkeit von Energieimporten aus 
Russland zu verringern und sogar völlig 
auf russische Öl- und Gaslieferungen zu 
verzichten – doch war dies gleichzeitig 
mit großen wirtschaftlichen Herausfor-
derungen für Energieversorger, Indus
trie und Haushalte verbunden.

Kommunale Unternehmen bleiben 
dabei die Vorort-Experten der Energie-
wende. Das gilt umso mehr, da durch 
die stärkere Nutzung erneuerbarer 
Energien eine zunehmende Dezentra-
lisierung der Energieversorgung statt-
findet. Stadtwerke und kommunale 
Energieversorger sind somit ein unver-
zichtbarer Teil der Transformation und 
brauchen regulatorische Rahmenbe-
dingungen, die sie in der Umsetzung 
der Energiewende bestärken und die 
massiven Investitionen ermöglichen: 
vom Ausbau und der Digitalisierung 
der Stromnetze über die Transforma-
tion der Gasnetzinfrastruktur für den 
Wasserstoffhochlauf bis hin zum Auf-
bau von Erzeugungskapazitäten für ge-
sicherte Leistung und der Wärmewen-
de in den Städten und Gebäuden.

Leitung des Fachforums

Dr. Alexander Götz
Alexander Götz ist Diplom-Politologe 

und promovierter Politikwissen­

schaftler mit langjähriger Erfahrung 

in der Energie-, Klimaschutz- und 

Umweltpolitik. 

Alexander Götz war bis Mai 2023 

stellvertretender Hauptgeschäftsfüh­

rer und Leiter der Abteilung Energie­

wirtschaft beim Verband kommunaler 

Unternehmen e.V. (VKU). Seitdem 

leitet er das Fachforum in privater 

Funktion.

Fachforum Kommunales

Ausgewählte Termine 
12. SEPTEMBER 2022
Digitales Fachgespräch zur Rolle 
von Gas in der Wärmeversorgung

19. OKTOBER 2022
Fachkonferenz »Energie 2030« mit 
Staatssekretär Dr. Jörg Kukies

8. DEZEMBER 2022
Wasserstoff-Roundtable im Wirt-
schaftsforum der SPD

4. MAI 2023
Digitales Fachgespräch zur kom-
munalen Wärmeplanung

6. JULI 2023
Digitale Arbeitssitzung zur Finan-
zierung der Energiewende
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Aber auch für die Erreichung der Kli-
maschutzziele im Gebäudebereich 
sind kommunale Akteure von zentraler 
Bedeutung. So diskutierte Fachforen-
leiter Dr. Alexander Götz in einem digi-
talen Fachgespräch u.a. mit Dr. Ingrid 
Nestle, MdB (Bündnis90/Die Grünen), 
und Dr. Christine Wilcken (Deutscher 
Städtetag) über die künftige Rolle von 
Gas – in der Zukunft klimaneutral als 
Grüngas und Wasserstoff – in der Wär-
meversorgung. Auch eine Diskussions

runde zum Gebäudeenergiegesetz und 
zur kommunalen Wärmeplanung mit 
Christian Maaß (Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Klimaschutz), 
Dietmar Horn (Bundesministerium 
für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen) und Prof. Dr.-Ing. Lamia 
Messari-Becker machte deutlich, dass 
Kommunen mit ihren Wärmeplänen 
zu zentralen Schaltstellen und Maklern 
der Wärmewende werden.

Digitales Fachgespräch mit 

Prof. Dr.-Ing. Lamia Messari Becker 

(Uni Siegen), Christian Maaß 

(BMWK), Dietmar Horn (BMWSB) und 

Dr. Alexander Götz, von rechts oben 

im UZS.

Podiumsdiskussion mit Staatssekretär 

Dr. Jörg Kukies, Prof. Dr. Ines Zenke, 

Konrad  Stockmeier, MdB (FDP), 

digital: Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach 

(damaliger Uniper-CEO), Torsten 

Maus (EWE Netz), Christian Heine 

(Hamburger Energiewerke), v.l.n.r.

Niedersachsens Wirtschaftsminister 

Olaf Lies im Gespräch mit Andreas 

Rimkus, Florian Feller, H2 vor Ort, 

Christian Heine und Prof. Dr. Ines 

Zenke über die regionale Dimension 

der Wasserstoff-Wirtschaft.
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Den Kreativstandort 
Deutschland stärken

Insbesondere in Zeiten multipler Kri-
sen ist die unabhängige, qualitative 
Berichterstattung als verlässliche In-
formations- und Orientierungsquelle 
für unsere Gesellschaft wichtiger denn 
je. Ein Themenschwerpunkt ist daher 
die Zukunft des Journalismus und die 
Frage nach dem Journalismus der Zu-
kunft. Als zentrale Säule einer demo-
kratischen Gesellschaft und Öffent-
lichkeit stehen »das Geschäftsmodell« 
Journalismus vor immer größeren He-
rausforderungen. Gemeinsam mit dem 
Bundestagsabgeordneten und kultur- 
und medienpolitischen Sprecher Helge 
Lindh diskutierten wir daher intensiv 

Die Unternehmen der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft in Deutschland sind seit 
dem vergangenen Jahr, wie viele andere 
Wirtschaftszweige auch, von den wirt-
schaftlichen Auswirkungen u. a. der 
hohen Energiepreise und Inflationsra-
ten betroffen. Zudem haben sich fort-
schreitende und rasante Entwicklun-
gen im Bereich digitaler Innovationen, 
wie Künstlicher Intelligenz, auf die Ge-
schäftsmodelle und Monetarisierungs-
möglichkeiten der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft ausgewirkt und werden 
dies auch weiterhin tun. Gleichzeitig 
stellen diese Entwicklungen aber auch 
Innovationstreiber für die Branchen 
dar. Das macht die Kultur- und Krea-
tivwirtschaft zu einem bedeutsamen 
Wirtschaftsfaktor für Deutschland. 

Die vielseitigen Herausforderungen 
für die Kreativunternehmen sowie 
die dem Kreativstandort Deutschland 
immanenten wirtschaftlichen Poten-
ziale hat das Fachforum Kultur- und 
Kreativwirtschaft im Blick. Dreh- und 
Angelpunkt der Arbeit des Fachforums 
sind branchenübergreifende Formate 
und Dialoge, in deren Rahmen wir ge-
meinsam mit Wirtschaft und Politik 
Vorschläge und Lösungsansätze für die 
aktuellen Problemstellungen debattie-
ren und erarbeiten. 

Leitung des Fachforums

Heiko Kretschmer
Geschäftsführer 

Johanssen + Kretschmer

Heiko Kretschmer ist Gründer und 

Geschäftsführer des Beratungsunter­

nehmens Johanssen + Kretschmer 

und ausgewiesener Experte in 

strategischer Kommunikation und 

Stakeholdermanagement.

Fachforum Kultur- und Kreativwirtschaft

Ausgewählte Termine 
11. JANUAR 2023
Digitaler Roundtable »Zukunft 
des Journalismus – Journalismus 
der Zukunft« mit Helge Lindh, 
MdB

10. FEBRUAR 2023
Branchenübergreifende Arbeits-
sitzung mit Daniel Schneider, 
MdB und Lena Werner, MdB zum 
Kreativstandort Deutschland

3. MÄRZ 2023
Digitaler Austausch zu Heraus-
forderungen und Chancen für 
das Geschäftsmodell Journalis-
mus

7. JULI 2023
Digitale Arbeitssitzung »Kreativ
standort Deutschland stärken«
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die Frage, wie wir perspektivisch die 
Finanzierung für Journalismus sichern 
können und welche Rahmenbedingun-
gen die Politik schaffen sollte, damit 
journalistische Geschäftsmodelle dau-
erhaft (über-)lebensfähig bleiben. 

Anknüpfend an unsere bisherige Ar-
beit zur Stärkung des Kreativstandorts 
Deutschland haben wir gemeinsam 
mit Daniel Schneider, MdB, und Lena 
Werner, MdB, unsere branchenüber-
greifende Dialogreihe zur Stärkung 
des Kreativstandorts Deutschland fort-
geführt. Im Vordergrund der Debatte 
standen neben der Bilanzierung der 
aktuellen Herausforderungen, die Per-
spektiven für die Kultur- und Kreativ-
wirtschaft. Auch die Frage des Schut-

zes geistigen Eigentums, Fundament 
und Ausgangspunkt jeder kreativen 
Wertschöpfung, ist essenziell, um den 
Kreativstandort zu stärken. Intensiv 
wurde zudem diskutiert, wie sich eine 
Wirtschaftsförderung für die Kultur- 
und Kreativwirtschaft verbessern und 
politisch klug flankieren lässt. Um der 
Komplexität der An- und Herausfor-
derungen für die Branchen gerecht zu 
werden, werden wir diese Themenkom-
plexe auch weiterhin im engen Dialog 
von Wirtschaft und Politik begleiten. 

Fachforenleiter Heiko Kretschmer 

im Gespräch mit den Bundestags-

abgeordneten Lena Werner und 

Daniel Schneider.

Über die Zukunft des Journalismus diskutieren Helge Lindh, MdB, und Sigrun Albert, 

Hauptgeschäftsführerin des BDZV – Bundesverband Digitalpublisher und Zeitungsverleger e.V.
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Moderne Infrastrukturen 
für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland

»Die SPD bleibt die Partei der Schie-
ne!«, betonte Dorothee Martin, MdB 
und verkehrspolitische Sprecherin 
der SPD-Bundestagsfraktion, im Rah-
men einer weiteren Veranstaltung des 
Fachforums. Daher sei es wichtig, bei 
der Beschleunigung von Genehmi-
gungsverfahren im Infrastruktur-
bereich nun endlich ins Handeln zu 
kommen. Denn auch für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland ist eine 
moderne, intakte Infrastruktur uner-
lässlich. Das machte auch Detlef Mül-
ler, MdB und als stellvertretender Vor-
sitzender der SPD-Bundestagsfraktion 

Ob die Erreichung der Klimaschutz-
ziele, die Planungsbeschleunigung im 
Infrastrukturausbau oder die Frage der 
Technologieoffenheit in der Antriebs-
wende: Verkehrspolitische Fragestel-
lungen bestimmen in neuer Intensität 
die Agenda der politischen wie auch der 
öffentlichen Debatte und führen zu in-
tensiven Auseinandersetzungen inner-
halb der Regierungskoalition zwischen 
SPD, Grünen und FDP. Gleichzeitig ist 
das Gelingen der Verkehrswende hin 
zur klimafreundlichen, CO2-neutralen 
Mobilität alternativlos und nimmt po-
litische Akteure wie Unternehmen glei-
chermaßen in die Pflicht.

Die Frage, wie der Verkehrssektor kli-
maneutral werden kann, bestimmte da-
her auch die Aktivitäten im Fachforum 
»Mobilität und Infrastruktur« im Wirt-
schaftsforum der SPD. Im Gespräch mit 
Prof. Dr.-Ing. Thomas Schwarz, Leiter 
des Fachforums, und Johannes Pal-
lasch, Sprecher der Nationalen Leitstel-
le Ladeinfrastruktur, zur Umsetzung 
des Masterplans Ladeinfrastruktur II 
der Bundesregierung wurde klar: Es ist 
vor allem das Zusammenspiel von kom-
munalen Aufgabenträgern, Energie-
wirtschaft und Herstellern, das für den 
flächendeckenden Hochlauf der E-Mo-
bilität entscheidend ist.

Leitung des Fachforums

Prof. Dr.-Ing. Thomas 
Schwarz
Head of Government Affairs

bei der AUDI AG

Prof. Dr.-Ing. Thomas Schwarz ist 

Leiter Politik und Außenbeziehungen 

Berlin für Audi. Daneben lehrt er an 

der Hochschule für Technik und Wirt­

schaft (HTW) Berlin im Studiengang 

Fahrzeugtechnik.

Fachforum Mobilität und Infrastruktur

Ausgewählte Termine 
13. JANUAR 2023
Digitale Arbeitssitzung zum 
Hochlauf der E-Mobilität 

19. JANUAR 2023
Digitalkonferenz zum klima
freundlichen Luft- und Seeverkehr

25. APRIL 2023
Keynote und Debatte zu Infra-
strukturthemen im Rahmen der 
Wirtschaftskonferenz

12. MAI 2023
Hybride Arbeitssitzung 
zur SPD-Verkehrspolitik mit 
Dorothee Martin, MdB

22. JUNI 2023
Hybride Arbeitssitzung 
zum Infrastrukturausbau mit 
Detlef Müller, MdB
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für Verkehrspolitik zuständig, in einer 
Arbeitssitzung zum Infrastrukturaus-
bau deutlich.

Moderne Infrastrukturen waren eben-
falls ein Programmschwerpunkt der 
Wirtschaftskonferenz des Verbandes im 
April 2023. Hierzu diskutierten Präsiden-
tin Prof. Dr. Ines Zenke und Bundesver-
kehrsminister Dr. Volker Wissing sowie 
ein prominent besetztes Panel mit Dr. 
Sigrid Nikutta, Vorstandsvorsitzende 
DB Cargo AG, Frank Huster, Hauptge-
schäftsführer des DSLV Bundesverbands 
Spedition und Logistik, Johanna Ueker-
mann, Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft, sowie Heiko Kretschmer, Schatz-
meister des SPD-Wirtschaftsforums.

Aber nicht nur der Straßen- und Schie-
nenverkehr muss dekarbonisiert wer-
den, sondern auch der Luft- und Seever-
kehr. Wie das gelingen kann, war ein 
zweiter Schwerpunkt, den Präsidiums-
mitglied Hiltrud Werner u.a. mit Anja 
Troff-Schaffarzyk, MdB und zuständige 
Berichterstatterin für Luftverkehrsthe-
men, sowie in einer weiteren Veran-
staltung mit Dr. Anna Christmann, 
MdB und Koordinatorin für Luft- und 
Raumfahrt des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Klimaschutz, und 
Sebastian Roloff, MdB, diskutierte.

Digitalkonferenz mit Hiltrud Werner 

(Erweitertes Präsidium des SPD-Wirt­

schaftsforums), Anja Troff-Schaffarzyk, 

MdB, Matthias von Randow (Bun­

desverband der Deutschen Luftver­

kehrswirtschaft), Wybcke Meier (TUI 

Cruises), Volker Ratzmann (Deutsche 

Post/DHL Group) und Dr. Kay Linde­

mann (Deutsche Lufthansa), von oben 

links im UZS.

Prof. Dr. Ines Zenke und Bundesverkehrs­

minister Dr. Volker Wissing am Rande der 

Wirtschaftskonferenz 2023 in Berlin.

Diskussion zu Infrastrukturen auf der Wirtschaftskonferenz 2023 mit Johanna Uekermann (Eisen­

bahn- und Verkehrsgewerkschaft), Dr. Sigrid Nikutta (DB Cargo), Frank Huster (DSLV Bundes­

verband Spedition und Logistik), Heiko Kretschmer, Dr. Daniel Delhaes (Handelsblatt).

Arbeitssitzung zur SPD-Verkehrspolitik 

mit Dorothee Martin, MdB.
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Kreislaufwirtschaft
ist die Zukunft

im September 2022, sprachen wir im 
Frühjahr 2023 mit Michael Thews, 
MdB, Mitglied im Ausschuss für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz, Berichterstat-
ter für Kreislaufwirtschaft und Res-
sourcenschutz. 

In der Arbeitssitzung ging es vor allem 
darum, dass wir den Vollzug der be-
stehenden gesetzlichen Verpflichtung 
zur Sammlung von Bioabfall verbes-
sern. Für die Kreislaufwirtschaft der 
Zukunft ist dies von überaus großer 
Bedeutung, denn im Bioabfall schlum-
mert wertvolles Potenzial. Er kann 
entweder als Kompost genutzt oder 

Um nachhaltig zu wirtschaften, müs-
sen wir uns vom linearen Produktions- 
und Verbrauchsmodell verabschieden. 
Abfälle und Müll müssen als Rohstof-
fe gesehen, Kreisläufe geschlossen 
werden. Der Mensch und die Indus-
trie werden in einer Welt der Kreis-
laufwirtschaft vom Verbraucher zum 
Gebraucher. Von einer solch nachhal-
tigen Wirtschaft sind wir heute weit 
entfernt. In Deutschland hatten wir 
den Earth-Overshoot Day 2023 bereits 
am 4. Mai, was bedeutet, dass wir aus 
Sicht des Ressourcenverbrauchs von 
dort an auf Pump wirtschafteten. Da-
mit wir uns stetig und konsequent wei-
ter in Richtung Kreislaufwirtschaft 
bewegen, müssen wir sämtliche Be-
reiche der Wirtschaft und Politik neu 
denken.

Das Fachforum »Ressourcen und 
Nachhaltigkeit« setzt zu diesen Fra-
gen eine Reihe von Diskussionsforen 
auf. Nach der Veranstaltung zu den 
»Grundsatzfragen der Kreislaufwirt-
schaft« mit Sebastian Roloff, MdB, 

Leitung des Fachforums (seit Gründung)

Margit Conrad
Staatsministerin a.D.

Die studierte Medizinerin bekleidete 

zahlreiche politische Ämter und war 

unter anderem Mitglied des Bundesta­

ges, Bürgermeisterin von Saarbrücken 

und Umweltministerin in Rheinland-

Pfalz. Energie- und Klimapolitik 

waren von Beginn an ihre Themen. Als 

Politikerin war ihr der enge Austausch 

mit Unternehmen stets wichtig. Sie 

sagt, Umweltpolitik sei immer Wirt­

schaftspolitik. 

Leitung des Fachforums (seit 2021)

Ralph Müller-Beck
Staatssekretär a.D., Leiter kommuna­

les Vertriebsmanagement Nord und 

Public Affairs bei REMONDIS GmbH 

& Co. KG

Nach langjährigen Führungsfunktio- 

nen beim Deutschen Gewerkschafts-

bund (DGB) war Ralph Müller-Beck 

Staatssekretär in der schleswig-holstei­

nischen Landesregierung und Bevoll­

mächtigter des Landes beim Bund. 

Fachforum Ressourcen und Nachhaltigkeit

Ausgewählte Termine 
7. SEPTEMBER 2022
Digitales Fachgespräch »Grund-
satzfragen der Kreislaufwirt-
schaft«

15. MAI 2023
Digitale Arbeitssitzung 
»Wertstoff wird Rohstoff: Unge-
nutzte Potenziale für die Energie-
versorgung« mit Michael Thews, 
MdB

10. JULI 2023
Hybrid-Workshop
»Kreislaufwirtschaft mit Kunst-
stoffen – Greenwashing oder 
Transformation?«
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in Vergärungsanlagen zu Biogas um-
gewandelt und dann zur Energiege-
winnung eingesetzt werden. Weil der 
Vollzug jedoch scheitert, da Landkrei-
se keine Biotonne aufstellen, landen 
40 Prozent des Bioabfalls im Restmüll 
und werden direkt verbrannt, anstatt 
in die stoffliche oder energetische Ver-
wertung zu gehen.

Vor der Sommerpause betrachteten 
wir einen weiteren Aspekt der Kreis-
laufwirtschaft in der Kunststoffindus-
trie. Unter dem Titel »Greenwashing 
oder echte Transformation?« orga-
nisierte das Fachforum »Ressourcen 
und Nachhaltigkeit« einen Workshop 
zur Nutzung von Negativemissionen 
in der Kunststoffindustrie. Perspek-
tivisch will sie nämlich das Öl für die 
Herstellung von Kunststoff durch 
CO2  ersetzen und auf diese Weise 
doppelt punkten: Es verbleibt weniger 
CO2 in der Atmosphäre und die fossi-
len Energieträger, die ansonsten zur 
Produktion eingesetzt werden wür-
den, bleiben im Boden. 

Auch in Zukunft werden die verschie-
denen Dimensionen der Kreislauf-
wirtschaft im Fachforum eine wesent-
liche Rolle spielen. Wir freuen uns 
darauf, mit Ihnen, liebe Mitglieder, 
einen wertvollen Beitrag auf dem Weg 
dahin leisten zu können.

Hybrid-Workshop »Kreislaufwirt­

schaft mit Kunststoffen – Green­

washing oder Transformation?« u.a. 

mit Verbandsvizepräsident Michael 

Wiener.

Michael Thews, MdB, bei unserer digitalen Arbeitssitzung »Wertstoff wird Rohstoff: 

Ungenutzte Potenziale für die Energieversorgung«.
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Bauen trotz Krisen – 
Politik muss unterstützen

des Arbeitsmarktes« und sammelte Im-
pulse, wie Deutschland den Fachkräf-
temangel überwinden kann. Die Lö-
sungsvorschläge können im Papier »10 
Punkte zum Fachkräftemangel« nach-
gelesen werden. Ebenfalls im Herbst 
freuten wir uns über eine gemeinsame 
Nachlese des Bündnistreffens »Bezahl-
barer Wohnraum« mit dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär im Bundes-
bauministerium, Sören Bartol, MdB. 
Im Dialog mit unseren Mitgliedern gab 
es Lob und Kritik an den Arbeitsergeb-
nissen des Bündnisses, das auf Bun-
desebene vom Bauministerium koordi-
niert wird. 

Die Zeiten für die Bau- und Immobi-
lienwirtschaft sind alles andere als 
rosig: Das reale Bauvolumen ging in 
Deutschland 2022 erstmals seit vie-
len Jahren zurück – um zwei Prozent. 
Schon beim Amtsantritt der Ampel-Re-
gierung waren die Herausforderun-
gen groß und die im Koalitionsvertrag 
gesteckten Neubauziele sehr ambi
tioniert. Durch den Ukraine-Krieg und 
die Zinswende hat sich die Lage noch 
einmal verschärft: Gestiegene Preise 
und Lieferengpässe beim Baumateri-
al, Ungewissheiten bei der Produkti-
on von Beton oder Ziegeln durch die 
Gasknappheit, ein seit Jahren steigen-
der Bauwerkskostenindex für Wohn-
gebäude, die Finanzierungsschwie-
rigkeiten durch steigende Zinsen, 
Fachkräftemangel auf dem Bau und 
deutlich höhere Grundstückskosten 
überlagern sich und führen gerade bei 
den bezahlbaren und geförderten Woh-
nungen zu großen Bedarfslücken. Und 
mit dem Neubau nicht genug: Millio-
nen Wohngebäude müssen klimaneu-
tral saniert werden, die Wärmewende 
muss gelingen und langfristig muss der 
Bausektor kreislaufgerecht umgebaut 
werden, um Ressourcen zu schonen. 
All diese Themen beschäftigten auch 
unsere Mitglieder und uns. Im Herbst 
2022 beleuchtete unser fachforenüber-
greifender Workshop die »Perspektiven 

Leitung des Fachforums

Andreas Breitner
Vorstand und Verbandsdirektor

Verband norddeutscher Wohnungs- 

unternehmen (VNW)

Andreas Breitner war Innenminister 

von Schleswig-Holstein und Bürger­

meister der Stadt Rendsburg. Die Stadt-

entwicklung ist für das Präsidiums­

mitglied des Bundesverbands deut­

scher Wohnungs- und Immobilien­

unternehmen ein Schwerpunktthema.

Fachforum Stadtentwicklung, Bau und Immobilien

Ausgewählte Termine 
17. OKTOBER 2022
Wohnungsbaupolitik in Krisen-
zeiten: Austausch mit PStS Sören 
Bartol, MdB

4. MAI 2023
Digitale Arbeitssitzung zur 
Wärmewende im Gebäudesektor 
(zusammen mit FF Kommunales)

17. MAI 2023
Zwischen Sondervermögen 
und neuer Wohngemeinnüt-
zigkeit: Was braucht der soziale 
Wohnungsbau? u.a. mit Axel 
Gedaschko, Lukas Siebenkotten 
und PStSin Elisabeth Kaiser, MdB

3. JULI 2023
Redaktionssitzung: Impulse für 
mehr privates Kapital im sozialen 
Wohnungsbau
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Gemeinsam mit unserem Fachforum 
»Kommunales«, in dem sich u.a. viele 
Stadtwerke engagieren, beleuchteten 
wir Anfang Mai 2023 u.a. mit Dietmar 
Horn, Abteilungsleiter im Bauministe-
rium, die Frage nach der Ausgestaltung 
der Wärmewende im Gebäudesek-
tor. Klar wurde: Die Wärmewende 
kann nur vor Ort zu einem Erfolg ge-
führt werden, weil Wärme vorrangig 
in räumlicher Nähe erzeugt und ver-
braucht werden muss. Die Rolle und die 
Stärkung der Kommunen sind daher 
zentral. Zur weiteren Vertiefung der 
Thematik arbeiten wir derzeit an einem 
Positionspapier. 

Ebenfalls im Mai 2023 nahmen wir ins-
besondere den sozialen Wohnungsbau 
in den Fokus. Beim Austausch mit u.a. 
der Parlamentarischen Staatssekre
tärin Elisabeth Kaiser, MdB, ging es 
um die Frage, welche Instrumente 
und Prioritäten sich zum Anreizen 
vermehrter Neubauaktivitäten beson-
ders eignen und nun zügig in die Wege 
geleitet werden müssen. Dabei ging es 
neben der Forderung einer deutlichen 
Erhöhung der staatlichen Fördermit-
tel auch um die Vorschläge zu einer 
»Neuen Wohngemeinnützigkeit«. Als 
Wirtschaftsforum der SPD plädieren 
wir dafür, gerade auch im geförderten 
Wohnbau die privaten Investoren wie 
Versicherungen, Pensionskassen und 
Versorgungswerke stärker einzubin-
den – etwa durch erleichterte Förder-
bedingungen. Ein Positionspapier mit 
konkreten Vorschlägen dazu erarbeitet 
unser Fachforum gegenwärtig. 

Die Bundesministerin  für Wohnen, 

Stadtentwicklung und Bauwesen, 

Klara Geywitz, und Schatzmeister 

Heiko Kretschmer.

Axel Gadaschko, GdW, 

Parl. Staatssekretärin Elisabeth 

Kaiser, BMWSB, und Lukas Sieben-

kotten, Deutscher Mieterbund.
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Neuaufbruch in der Touris­
musbranche – nachhaltig, 
digital und resilient

die Auswirkungen des Klimawandels 
direkten Einfluss auf die Tourismus- 
und Reisebranche in Deutschland 
haben. Als Beispiel können hier regio
nale Extremwetterereignisse aufge-
führt werden. Darüber hinaus hat die 
mittelständisch geprägte Tourismus- 
und Reisebranche mit dem Fachkräf-
temangel zu kämpfen, der aufgrund 
langsamer Visa-Erteilungen von Seiten 
der deutschen Botschaften im Ausland 
zusätzlich erschwert wird. Angewor-
bene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aus dem Ausland müssen hierbei zahl-
reiche Hürden überwinden – in Indien 
beispielsweise dauert allein die Ter-
minvergabe für die Antragstellung bis 
zu 16 Wochen. Auch die durch Inflation 
und verteuerte Energie niedrigere Ge-
samtzahl an Reisenden stelle die Bran-
che vor Herausforderungen, bestätigt 
unser Fachforenleiter Dirk Inger. »Man 
muss sich fragen, ob sich Haushalte 
mit geringem Einkommen den Som-
merurlaub im Familienkreis auch in 
Zukunft noch leisten könnten«. Die 

Der Neuaufbruch in der Tourismus- 
und Reisebranche in Deutschland ist 
nach entbehrenden Corona-Jahren 
momentan deutlich zu spüren. Ob-
wohl das Vorkrisen-Niveau bisher noch 
nicht wieder erreicht ist, zeigt sich die 
Branche optimistisch und erwartet 
für dieses Jahr wieder Umsätze in der 
Größenordnung von 2019. Vor allem 
die Bedeutung des interkulturellen 
Austausches und des Dialogs zwischen 
anderen Kulturen und Ländern wurde 
in den Jahren, in denen das Reisen nur 
unter Einschränkung möglich war, 
deutlich. Wie Wirtschaftsminister 
Robert Habeck bei der Eröffnung der 
ITB, der weltweiten Leitmesse der Tou-
rismusbranche, passend beschrieben 
hat: »Tourismus ist das Gegenteil von 
Krieg«. 

Auf zahlreichen Austauschformaten, 
wie beispielsweise dem Tourismus-
gipfel und dem tourismuspolitischen 
Dialog der SPD-Bundestagsfraktion, 
bei denen das SPD-Wirtschaftsforum 
die Debatte begleiten konnte, wur-
de dennoch deutlich, mit welchen 
Herausforderungen und Zielkonflik-
ten die Tourismus- und Reisebranche 
in Deutschland aktuell beschäftigt 
ist. Die nachhaltige Ausrichtung des 
Reisens hat dabei höchste Priorität, da 

Leitung des Fachforums

Dirk Inger
Hauptgeschäftsführer 

Deutscher Reiseverband e.V. (DRV)

Dirk Inger ist seit 2014 Hauptge­

schäftsführer des DRV. Zuvor arbeitete 

er 14 Jahre in verschiedenen Funk­

tionen für das Bundesinnen- und das 

Bundesverkehrsministerium.

Fachforum Tourismus

Geplante Gespräche: 
Arbeitssitzung zur Nationalen 
Tourismusstrategie mit Dieter 
Janecek, Koordinator der 
Bundesregierung für die maritime 
Wirtschaft und Tourismus, sowie 
mit Stefan Zierke, tourismuspoli-
ischer Sprecher der SPD-Bundes-
tagsfraktion

Digitalkonferenz »Klimaschutz 
in der Kreuzfahrtindustrie« 
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Digitalisierung soll dagegen im Inland 
touristische Prozesse vereinheitlichen. 
Entsprechend fordert die SPD-Bundes-
tagsfraktion die Einführung eines digi-
talen Meldescheins. Denn aktuell muss 
jeder Beherbergungsbetrieb – egal ob 
Ferienzimmer, Ferienwohnung oder 
Hotel – für jeden Gast einen Melde-
schein in Papierform ausstellen. 

Verbandsvizepräsidentin Prof. Dr. 
Susanne Knorre fordert vor allem die 
weitere politische Unterstützung der 
mittelständisch geprägten Tourismus-
branche, die in den vergangenen Jahren 
eine hohe Resilienz und Kreativität ge-
zeigt haben, um die Corona-Einschrän-
kungen so gut wie möglich abzufedern.
Das SPD-Wirtschaftsforum wird die 
Debatten in den kommenden Monaten 
als aktiver Sparringpartner zwischen 
Tourismus, Reisewirtschaft und Poli-
tik begleiten. Schwerpunkte werden 
dabei vor allem auf der nachhaltigen 

Transformation des Tourismus, der 
Begleitung der Bundesregierung bei 
der Erstellung der Nationalen Touris-
musstrategie und den europäischen 
Gesetzesvorhaben, beispielsweise bei 
der Pauschalreiserichtlinie, liegen. 

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil 

auf dem Tourismusgipfel 2023.

Gruppenfoto des Tourismus-

politischen Dialoges der SPD-Bundes­

tagsfraktion am 23. März 2023.
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Wirtschaftspolitik für 
den Mittelstand: Nie war 
sie wichtiger als heute

che Regeln und Bewertungskriterien 
als Grundlage dienen. Diese Ergebnis-
se diskutierten wir bei einer digitalen 
Arbeitssitzung gemeinsam mit Esra 
Limbacher, Mittelstandsbeauftragter 
der SPD-Bundestagsfraktion und Prof. 
Dr. Friederike Welter, Präsidentin des 
Instituts für Mittelstandsforschung 
(IfM) Bonn. Limbacher sieht die Poli-
tik in der Verantwortung, das Umfeld 
für die mittelständische Wirtschaft so 
attraktiv zu halten, dass aktuell funk-
tionierende Geschäftsmodelle auch in 
Zukunft fortgeführt werden können. 
Welter plädierte u.a. dafür, die Vielfalt 
im Mittelstand zu erhalten. 

Wie die Transformation des Mittel-
stands hin zu mehr Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit funktionieren kann, 
erörterten wir in einer weiteren digita-
len Arbeitssitzung mit Michael Kellner, 
Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) und Beauf-
tragter der Bundesregierung für den 

Der Mittelstand ist Motor für Wachs-
tum und Wohlstand in unserer Volks-
wirtschaft und spielt eine essenzielle 
Rolle bei der Dekarbonisierung und der 
nachhaltigen Transformation unserer 
Wirtschaft. Dennoch leidet gerade der 
Mittelstand unter strukturellen Pro
blemen wie Bürokratie, dem branchen-
übergreifenden Fachkräftemangel so-
wie Defiziten in der Digitalisierung und 
der Verkehrsinfrastruktur, wie Vize
präsidentin Prof. Dr. Susanne Knorre 
immer wieder betont.

Welcher wirtschaftspolitischen Im-
pulse es bedarf, damit der Mittelstand 
auch künftig erfolgversprechende 
Standortbedingungen nutzen kann, 
hat das Wirtschaftsforum der SPD 
mit der im September 2022 veröffent-
lichten Studie »Zukunft Mittelstand« 
aufgezeigt. Bei aller notwendigen In-
dustriepolitik: Der Mittelstand gehört 
in den Fokus der Politik und verlangt 
spezielle, mittelstandsspezifische An-
sätze. Darunter fallen der Bürokratie-
abbau, eine speziell für den Mittelstand 
zugeschnittene Fachkräfteagenda und 
eine Reform der öffentlichen Vergabe-
verfahren, bei welchen zusätzlich zum 
Preiskriterium mittelstandsfreundli-

Gesprächskreis Mittelstand

Ausgewählte Termine 
20. SEPTEMBER 2022
Veröffentlichung der Studie 
»Zukunft Mittelstand«

22. NOVEMBER 2022
Digitale Arbeitssitzung zur 
Mittelstandsstudie

10. MAI 2023
Digitale Arbeitssitzung zur 
Nachhaltigkeit im Mittelstand 

Im geschäftsführenden Präsidium 

für den Gesprächskreis Mittelstand 

zuständig

Prof. Dr. Susanne Knorre
Vizepräsidentin, Wirtschaftsforum 

der SPD e.V.
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Mittelstand, sowie Alix Chambris, Ge-
neralbevollmächtigte und Vice Presi-
dent Global Public Affairs and Sustain-
ability bei Viessmann. Nicht zuletzt 

wettbewerbsfähige Energiepreise wer-
den über den Erfolg der Transformation 
des Mittelstands entscheiden, wie die 
Diskussion zeigte.

Prof. Dr. Friederike Welter, Präsidentin des Instituts für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, 

und Esra Limbacher, Mittelstandsbeauftragter der SPD-Bundestagsfraktion.

Michael Kellner, Parlamentarischer 

Staatssekretär beim Bundesministe-

rium für Wirtschaft und Klimaschutz 

(BMWK) und Beauftragter der 

Bundesregierung für den Mittelstand.

Alix Chambris, Generalbevoll-

mächtigte und Vice President Global 

Public Affairs and Sustainability 

bei Viessmann.



42

Im Dialog 
mit der Politik

»Nur eine Gesellschaft, 
die auf Wachstum setzt, 
ist sozial gerecht.« 

Bundesfinanzminister 
Christian Lindner
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Im Dialog 
mit der Politik

»Wir wollen eine starke Wirtschaft 
in unserem Land. Und wir 
brauchen diese starke Wirtschaft.«

 Prof. Dr. Ines Zenke

Verbandspräsidentin Prof. Dr. Ines Zenke im 
Gespräch mit Bundesfinanzminister Christian 
Lindner auf der Wirtschaftskonferenz 2023
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Mehr Investitionen 
für umfassende 
Transformation gefordert

bereichen Energie- und Klimawende, 
Fachkräftegewinnung, Mobilität und 
Digitalisierung mit großem Druck 
voranzutreiben und deutlich mehr zu 
investieren. Zenke verwies weiterhin 
auf die Ergebnisse einer Umfrage des 
SPD-Wirtschaftsforums zur Einfüh-
rung eines Industriestrompreises auf 
europäischer bzw. nationaler Ebene. 
Hierfür hatten sich die Befragten mit 
großer Mehrheit ausgesprochen (drei 
Viertel bzw. 80 Prozent). 

Gastredner Wolfgang Schmidt ging auf 
die Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Sicherung und Finanzierbarkeit 
von Energie ein. Im Zusammenhang 
mit der Debatte über einen Industrie-
strompreis verwies der Chef des Bun-

Endlich wieder in Präsenz – die Erleich-
terung dominierte zum Auftakt der 
Mitgliederversammlung am 19. Sep-
tember im Berliner Adlon. Und dass die 
Mitglieder nach Pandemiepause ganz 
besonders den persönlichen Austausch 
schätzten, war durchweg zu spüren. 
Zentrales Thema stellte die ganzheitli-
che Transformation des Standorts dar. 
Angesichts der kritischen Gesamtla-
ge appellierte Verbandspräsidentin 
Prof. Dr. Ines Zenke, die Transforma-
tion der Wirtschaft in den Schlüssel-

Mitgliederversammlung 2022

Wolfgang Schmidt, Chef des 

Bundeskanzleramts, mit einer 

politischen Impulsrede bei der 

Mitgliedersammlung des Verbands.
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nagement, so Wolfgang Schmidt ab-
schließend, sei es aber ganz zentral, die 
Transformationsaufgaben nicht aus 
den Augen zu verlieren. 

Wahl des Erweiterten 
Präsidiums
Auf der Mitgliederversammlung wur-
de das Erweiterte Präsidium mit Oliver 
Burkhard, Prof. Dr. Sabina Jeschke, 
Heinz Kreuter und Hiltrud Dorothea 
Werner gewählt. Das Präsidium des 
Wirtschaftsforums der SPD setzt sich 
aus dem sechsköpfigen geschäftsfüh-
renden Präsidium und dem Erweiterten 
Präsidium zusammen. Die Amtszeit 
beträgt in beiden Gremien jeweils zwei 
Jahre, die Wahlen finden alternierend 
statt. Die Tätigkeit des Präsidiums ist 
ehrenamtlich.

deskanzleramts auf die Herausforde-
rungen aufgrund von Verknappung 
und gesteigerter Nachfrage. Er bezif-
ferte die sich aus dieser Situation erge-
benden Extraerlöse der Konzerne auf 
19 bis 20 Milliarden Euro: »Wir werden 
die Zufallsgewinne abschöpfen und sie 
umverteilen. Dafür gibt es verschiede-
ne Modelle.« Neben dem Krisenma-

Präsidium des SPD-Wirtschafts-

forums (nicht im Bild: Matthias 

Machnig, Philipp Schlüter, Oliver 

Burkhard und Sabina Jeschke).

Heinz Kreuter und Hiltrud Werner mit 

Präsidentin Prof. Dr. Ines Zenke; im 

Hintergrund Prof. Dr. Sabina Jeschke, 

digital zugeschaltet.
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Wirtschaftskonferenz 2023

Industriestrom, 
Infrastruktur, LNG-Tempo: 
Den Standort stärken 

Die richtigen Rahmenbedingungen 
am Standort, eine investitionsfreund-
liche Finanzpolitik und moderne Infra
strukturen waren zentrale Themen der 
diesjährigen Wirtschaftskonferenz 
des SPD-Wirtschaftsforums in Berlin. 
Sprecher und Impulsgeber waren der 
SPD-Parteivorsitzende Lars Klingbeil, 
Bundesfinanzminister Christian Lind-
ner und Bundesverkehrsminister Dr. 
Volker Wissing. 

Die Umstellung auf Treibhausgasneu-
tralität bis 2045 nannte Verbandsprä-
sidentin Prof. Dr. Ines Zenke in ihrer 
Eröffnung die größte Herausforderung 
der Nachkriegszeit. Deren Gelingen 
hänge entscheidend von guten Rah-
menbedingungen ab. »Wir wollen 
eine starke Wirtschaft in unserem 
Land. Und wir brauchen diese starke 
Wirtschaft«, sagte Zenke. Sie themati-
sierte den US Inflation Reduction Act 
(IRA) und nannte ihn eine Chance für 
Deutschland und Europa. 

In seinem Grußwort hob der SPD-Par-
teivorsitzende Lars Klingbeil hervor, 
es sei ein Erfolg gewesen, dass sich 
Deutschland innerhalb eines Jahres 
von Russland unabhängig gemacht 
habe. Das sollte Zuversicht geben. 
Gleichzeitig bedürfe es aber auch einer 
realistischen Analyse der Herausfor-

Wirtschaftspolitische Rede von Bundesfinanzminister Christian Lindner auf der Wirt­

schaftskonferenz 2023.

Vizepräsident Philipp Schlüter plädiert 

seit langem für einen Industriestrom­

preis zum Erhalt des Industriestandorts 

Deutschland.

Die Wirtschaftskonferenz 2023 fand im Atrium 

der Deutschen Bank AG statt.
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derungen und der Gefahren für den 
Wirtschaftsstandort. »Wirtschaft-
liche Stärke hat man nicht auf Dauer 
gepachtet. Sie ist nicht gottgegeben.« 
Er mahnte vielmehr: »Wir müssen das 
Beihilferecht anpassen, wir brauchen 
einen Industriestrompreis und die mo-
dernste Infrastruktur, wir müssen pri-
vates Kapital stimulieren und den Fach-
kräftemangel bekämpfen. Es gibt keine 
Ausreden mehr.« Eine starke Industrie 
sei der Grundpfeiler dafür, dass die Ar-
beitsplätze der Zukunft in Deutschland 
geschaffen würden.

Ähnlich äußerte sich Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner in seiner wirt-
schaftspolitischen Rede auf der Konfe-
renz. Ohne ein stabiles wirtschaftliches 
Fundament seien alle sozialen Ziele 
Wunschdenken; am Ende müsse die 
materielle Basis stimmen. »Nur eine 
Gesellschaft, die auf Wachstum setzt, 
ist sozialgerecht.« Er griff den Titel der 
Wirtschaftskonferenz »Stärken, inves-
tieren, beschleunigen« auf und mahnte 
schnelle Genehmigungsverfahren und 
Technologieoffenheit an. Mit Blick auf 
den IRA führte er als wesentlichen Wett-
bewerbsnachteil gegenüber den USA 
nicht die Investitionshöhe, sondern den 
fragmentierten europäischen Kapital-
markt an. Dieser stelle private Investiti-
onen nicht in ausreichender Höhe bereit. 

Über die großen Herausforderungen 
in der Infrastruktur sprach Bundes-
verkehrsminister Dr. Volker Wissing 
in seinem Impuls: »Wir brauchen Ver-
kehrsverlagerung. Wir müssen so viel 

wie möglich auf die Schiene verlagern. 
Doch dafür braucht es ein leistungs
fähiges Netz und eine sofortige Hoch-
leistungskorridorsanierung.« 

Im Rahmen der Wirtschaftskonferenz 
diskutierten drei Panels die Finanzie-
rung der Transformation, die Zukunft 
des Geschäftsmodells Deutschland 
und die Erfordernisse zukunftsfähiger 
Infrastrukturen.  

WiForward 2023 für 
Katrin Lässig und Andreas 
Rimkus
Nach der Premiere 2022 wurde der 
WiForward – die Auszeichnung des 
Wirtschaftsforums der SPD auf der 
diesjährigen Wirtschaftskonferenz 
zum zweiten Mal verliehen. Der Preis 
würdigt die Nachhaltigkeitsexpertin 
Katrin Lässig und den Wasserstoffbe-
auftragten der SPD-Bundestagsfrak-
tion, Andreas Rimkus. Lässig, Senior 
Vice President Sustainability & Real 
Estate der Mitteldeutschen Flughafen 
AG (MFAG) mit den beiden Standorten 
Leipzig und Dresden, erhielt den Preis 
für ihr langjähriges und erfolgreiches 
Engagement zugunsten von Nachhal-
tigkeit bei der MFAG. Andreas Rimkus, 
SPD-Bundestagsabgeordneter und seit 
2021 Wasserstoff beauftragter seiner 
Fraktion, setzt sich für eine nachhal-
tige Wasserstoffstrategie ein. Dabei 
verfolgt er konsequent das Ziel, Ener-
giewende und Klimaschutz voranzu-
treiben und gleichzeitig Arbeitsplätze 
und Wertschöpfung in Deutschland zu 
erhalten und zu fördern. 

Foto links: Die WiForward-Preisträger 

Katrin Lässig und Andreas Rimkus mit 

Laudatorin Susanne Fabry. 

Foto rechts: Parlamentarischer 

Abend mit Prof. Dr. Ines Zenke und 

SPD-Generalsekretär Kevin 

Kühnert.
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Veranstaltungen 
in den Regionen

Die Herausforderungen durch die 
Transformation beherrschte auch un-
seren regionalen Unternehmerdialog 
in Bremen und Bremerhaven im März. 
Für die Hansestadt Bremen mit ihren 
Reedereien und Werften kann die Be-
deutung der Hafenwirtschaft mit ihrer 
gesamten Wertschöpfungskette nicht 
hoch genug bewertet werden. Die Siche-
rung der Zukunftsfähigkeit muss des-
halb zwingend mit einer nachhaltigen 
und innovativen Weiterentwicklung des 
gesamten Standorts einhergehen. Auf 
die große Bedeutung der deutschen See-
häfen für den wirtschaftlichen Erfolg 
ganz Deutschlands ging Bremens Bür-
germeister Dr. Andreas Bovenschulte in 
seinem politischen Impuls ein. Jeder 

Unsere Präsenz in den Bundesländern 
haben wir in den vergangenen Mona-
ten mit einer Reihe von Veranstaltun-
gen intensiviert. So stellten wir bei 
unserem Neujahrsempfang für die 
Wirtschaft in Kiel zusammen mit dem 
Vorsitzenden der SPD-Landtagsfraktion  
Schleswig-Holstein, Thomas Losse- 
Müller, dem Oberbürgermeister der 
Stadt Kiel und Präsident des VKU,  
Dr. Ulf Kämpfer, der Geschäftsfüh-
rerin der TransMarTech GmbH, Nele 
Dageförde, und der Geschäftsführe-
rin der IG Metall Kiel-Neumünster, 
Stephanie Schmoliner, die für das 
Gelingen der Transformation erfor-
derlichen Investitionen in den Vorder-
grund. In welchem wirtschafts- und 
finanzpolitischen Rahmen sich der 
Strukturwandel gestalten lässt, war 
dabei ein zentrales Thema. 

Heiko Kretschmer, Nele Dageförde, 

Thomas Losse-Müller, Stephanie 

Schmoliner und Dr. Ulf Kämpfer im 

Gespräch beim »Neujahrsempfang für 

die Wirtschaft« in Kiel. 
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investierte Euro in die Häfen sei deshalb 
ein gut investierter Euro. Bovenschulte 
appellierte gerade auch mit Blick auf die 
Hafenwirtschaft, die notwendige Ener-
gietransformation zu gestalten. »An-
gesichts der aktuellen politischen Lage 
ist es dringender denn je geboten, die  
Häfen zu Energie-Drehscheiben auszu-
bauen«, so Bovenschulte.

Wie sich dank industrieller Innova-
tion die Transformation erfolgreich 
gestalten lässt, veranschaulichte wie-
der einmal auf beeindruckende Weise 
die diesjährige Hannover Messe Mitte 
April. Ob im Maschinenbau, der Elek
tro- und Digitalindustrie oder der Ener-
giewirtschaft: In allen Sektoren werden 
Technologien für eine vernetzte, dekar-
bonisierte und nachhaltige Zukunft 
erarbeitet. Über aktuelle Lösungen der 
Robert Bosch GmbH, der secunet Secu-

rity Networks AG und der Autodesk Inc. 
informierte sich das SPD-Wirtschafts-
forum bei einem Besuch der Industrie-
leitmesse. 

Als starker Industriestandort kann Nie-
dersachsen in vielerlei Hinsicht exem-
plarisch für eine gelingende Transfor-
mation stehen. Beim Zukunftsdialog 
Hannover mit Ministerpräsident 
Stephan Weil warfen wir Ende Juni 
einen Blick in das »Power House Nie-
dersachsen«. Die gemeinsame Veran-
staltung mit dem Managerkreis der 
Friedrich-Ebert-Stiftung stellte dar, 
auf welche Schlüsseltechnologien, 
nachhaltigen Energiesysteme und po-
litischen Rahmenbedingungen es an-
kommt, um Industrie und Gesellschaft 
die erfolgreiche Umsetzung der Klima-
neutralität bis 2045 zu ermöglichen. 

Zukunftsdialog Hannover mit der Innova­

tionsforscherin Barbara Busse, Prof. Dr. 

Marc Hansmann, Sprecher des Manager­

kreises Niedersachsen/Bremen der Fried­

rich-Ebert-Stiftung, und Vizepräsidentin 

Prof. Dr. Susanne Knorre (v.l.n.r.).

Einblicke in unternehmerische Innovationen auf der Hannover Messe 2023. Dr. Andreas Bovenschulte, Bürger­

meister der Freien Hansestadt Bremen, 

beim regionalen Unternehmerdialog.
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Delegationsreise 
nach Washington D.C.

umfassenden Transformations- und 
Investitionsprogramm hat die US-Re-
gierung die wirtschaftspolitische 
Debatte in Deutschland und Europa 
durcheinandergewirbelt. Die kon-
kurrenzlos  günstigen Energieprei-
se, verbunden mit unbürokratischen 
Steuerabschreibungen und einem pro-
tektionistischen Design  (»local con-
tent clauses«) bereiten Deutschland 
und Europa große Sorgen vor einer 
Abwanderung von Investitionen in die 
USA. Das Thema dominierte folglich 
auch die Treffen mit der Vertretung 
des Europäischen Parlaments und 
der Europäischen Kommission sowie 
der Vertretung von BDI/DIHK und der 
Friedrich-Ebert-Stiftung.

Der Austausch mit Spitzenvertretern 
aus Politik, Wissenschaft und Wirt-
schaft war Programm der viertägigen 
Delegationsreise des SPD-Wirtschafts-
forums in die US-Hauptstadt. Für 
die 13-köpfige Delegation sah der an-
spruchsvolle und dichte Kalender Ter-
mine mit Botschafterin Emily Haber, 
dem U.S. State Department, der Welt-
bank-Gruppe, der EU-Vertretung und 
der BDI-/DIHK-Vertretung  vor.  Auch 
Gespräche mit Thinktanks,  Poli-
tico  und den US-Korrespondenten 
von Der Spiegel wurden geführt.

Im Gespräch mit Botschafterin Emily 
Haber  tauschte sich die Delegation 
über das transatlantische Verhält-
nis aus. Top-Thema des Gesprächs 
war – wie zu erwarten – der  US In-
f lation Reduction Act.  Mit diesem 

Treffen mit Emily Haber, Deutsche 

Botschafterin in den USA.
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Bei einem Besuch im U.S. Department 
of State, dem Außenministerium, 
diskutierten wir über die digital- und 
technologiepolitischen Entwicklun-
gen in der EU als auch in den USA. Mit 
der Einrichtung des EU-US Trade and 
Technology Councils ist hier ein wich-
tiges Instrument geschaffen worden, 
um einen frühzeitigen Austausch über 
politische Entwicklungen zu etablie-
ren und die regulatorische Stoßrich-
tung zu koordinieren. Insbesondere 
auf technischer Ebene werden hier 
wichtige Standards geschaffen – die 
politische Ebene des Gremiums kann 
jedoch noch ausgebaut werden.

Ein Besuch bei Think Tanks wie dem 
Peterson Institute for International Eco-
nomics oder dem Cato Institute zeigte, 
wie umfassend die evidenzbasierte Po-
litikberatung in Washington arbeitet 
und wie groß dabei auch das Interesse 
an Deutschland und seiner Rolle auf 
dem internationalen Parkett ist. Im Aus-
tausch mit Vertretern des US-Kongres-
ses wurden jedoch schnell die scheinbar 
unüberwindbaren politischen Gräben 
in der US-Innenpolitik sichtbar. 

Insgesamt wurde deutlich, dass die 
USA und Deutschland am gleichen 
Strang ziehen und sowohl in der Kli-
mapolitik, der digitalpolitischen Re-
gulierung als auch in der Aufrechter-
haltung der globalen regelbasierten 
Ordnung die gleichen Ziele verfolgen. 
Die Instrumente und die Gewichtung 
der Interessen divergieren in einzelnen 
Sachfragen – umso wichtiger ist eine 

umfassende und vertrauensvolle Koor-
dinierung auf beiden Seiten des Atlan-
tiks. Dies wurde auch im Rahmen der 
Annual German-American Conference 
deutlich, die von der Atlantik-Brücke 
und dem American Council on Germa-
ny ausgerichtet wird und zu der die De-
legation des SPD-Wirtschaftsforums 
eingeladen war. 

Der transatlantische Dialog sollte 
weiter gestärkt werden, zum besseren 
gegenseitigen Verständnis und zur Er-
reichung der gemeinsamen Ziele. Das 
Wirtschaftsforum der SPD e.V. leistet 
hier einen Beitrag, um die unternehme-
rische Perspektive einzubringen.

Besuch in den Redaktionsräumen von 

Politico.

Gastredner Sigmar Gabriel, Vorsitzen­

der der Atlantik-Brücke, beim American 

Council on Germany.
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Netzwerkabend 
WiFo AfterWork

Tor wollen wir den Austausch mit der 
»Arbeitsebene«, oft ja unsere ersten 
und direkten Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartner, vertiefen. Für 
die eindrückliche Premiere im März 
sorgte SPD-Generalsekretär Kevin 
Kühnert, der uns im Gespräch mit 
Schatzmeister Heiko Kretschmer 
spannende Einblicke gewährte und 
reichlich Diskussionsstoff bot. 

Seit Jahresbeginn 2023 veranstaltet 
das Wirtschaftsforum der SPD in lo-
ckerer Folge den WiFo AfterWork – ei-
nen zwanglosen Austausch mit dem 
»Maschinenraum« des politischen 
Berlins: den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Bundestagsbüros 
und der Ministerien und Behörden. 
Bei Brez’n und Kaltgetränk in typi-
scher Brauhausatmosphäre im Hop-
fingerbräu direkt am Brandenburger 
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Im Juni stand uns Mahmut Özdemir, 
Parlamentarischer Staatssekretär bei 
der Bundeministerin des Innern und 
für Heimat, im Austausch mit Vize-
präsident Matthias Machnig Rede und 
Antwort. Der Abend wird künftig im-
mer einen »politischen Gast« zu Wort 

kommen lassen. Das Gespräch wird 
jeweils ein Mitglied des Präsidiums 
moderieren. Weitere Veranstaltungen 
in diesem Jahr, u.a. mit dem SPD-Par-
teivorsitzenden Lars Klingbeil, sind 
bereits geplant.
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Die 
Geschäftsstelle
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Die 
Geschäftsstelle Mitten im Regierungsviertel und in historischem Ambiente: Unsere Geschäftsstelle 

hat ihren Sitz in der Dorotheenstraße 35 hinter der im Jahr 1895 erbauten Fassade 
der ehemaligen Preußischen Hypothekenbank. 
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Das Team 
der Geschäftsstelle

Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner

Madeleine Buchmann
Referentin für Wirtschaftspolitik

Madeleine Buchmann befindet sich 
ab Mitte September 2023 in Eltern-
zeit.

Telefon 0151 40200009
mb@spd-wirtschaftsforum.de

Annette Busch
Veranstaltungsmanagement
Assistentin der Geschäftsführung

Annette Busch unterstützt die 
Veranstaltungsorganisation des 
SPD-Wirtschaftsforums und betreut 
zudem das Büromanagement in der 
Geschäftsstelle.

Telefon 0151 40200166
ab@spd-wirtschaftsforum.de

Babette Albrecht-Metzger
Referentin f. Wirtschaftspolitik u. 
Ansprechpartnerin für Rechtsfragen

Babette Albrecht-Metzger betreut die 
Fachforen Finanzen und Kapitalmarkt 
sowie Stadtentwicklung, Bau und Immo-
bilien. Weiterhin ist sie zuständig für 
die Arbeitsgruppe Altersvorsorge und 
Ansprechpartnerin für Rechtsfragen.

Telefon  0151 40200167
ba@spd-wirtschaftsforum.de

Daniel Arndt
Referent für Wirtschaftspolitik

Daniel Arndt verantwortet die Fach-
foren Mobilität und Infrastruktur sowie 
Kommunales. Er betreut zudem das 
Netzwerk Women in Lead. 

Telefon  0151 40200005
da@spd-wirtschaftsforum.de

Dr. Frank Wilhelmy
Geschäftsführer

Dr. Frank Wilhelmy ist der Ge-
schäftsführer des Wirtschaftsfo-
rums der SPD e.V. Er ist Politik- und 
Unternehmensberater mit Erfah-
rung in Markenkommunikation, 
Kampagnen und Strategieentwick-
lung.

Telefon 030 40040660
fw@spd-wirtschaftsforum.de
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Lena Flohre
Referentin für Wirtschaftspolitik

Lena Flohre verantwortet das Fach-
forum Digitales. Weiterhin betreut 
sie den Gesprächskreis Sicherheit. 

Telefon 0151 40200600
lf@spd-wirtschaftsforum.de

Dr. Patrick Kaczmarczyk
Referent für Wirtschaftspolitik

Patrick Kaczmarczyk verantwortet 
die Fachforen Energie und Klima sowie 
Ressourcen und Nachhaltigkeit. Zudem 
betreut er den Politischen Beirat.

Telefon 0151 40200161
pk@spd-wirtschaftsforum.de

Eva Henkel
Pressesprecherin

Eva Henkel ist Pressesprecherin des 
Wirtschaftsforums und Leiterin 
Kommunikation. 

Telefon 0151 40200164
eh@spd-wirtschaftsforum.de

Daniel Kind
Referent und Koordinator für 
Mitglieder und Personal

Daniel Kind ist verantwortlich für das 
Fachforum Gesundheitswirtschaft sowie 
für die Bereiche Mitglieder und Perso-
nal.

Telefon 0151 40200013
dk@spd-wirtschaftsforum.de

Alica Kirchner
Leiterin Veranstaltungen

Alica Kirchner verantwortet die Or-
ganisation sowie Koordination der 
Veranstaltungsformate des Wirt-
schaftsforums.

Telefon 0151 20040020
ak@spd-wirtschaftsforum.de

Viola Pröck
Referentin für Wirtschaftspolitik

Viola Pröck befindet sich aktuell in 
Elternzeit. 

Telefon 0151 40200015
vp@spd-wirtschaftsforum.de

Philipp Sambo Mischon
Referent für Wirtschaftspolitik

Philipp Sambo Mischon ist zustän-
dig für das Fachforum Arbeitswelt und 
Tarifpartnerschaft und verantwortet 
den Blog politische Ökonomie.

Telefon 0160 5066787
pm@spd-wirtschaftsforum.de

Laila Linke
Referentin für Wirtschaftspolitik

Laila Linke ist zuständig für die 
Fachforen Handel und Konsumgüter 
sowie Kultur und Kreativwirtschaft. Sie 
ist zudem die Datenschutzbeauf-
tragte des Wirtschaftsforums.

Telefon 0151 40200017
ll@spd-wirtschaftsforum.de

Andrea Luczak
Referentin für Wirtschaftspolitik

Andrea Luczak befindet sich aktuell 
in Elternzeit.

Telefon 0151 11320601
al@spd-wirtschaftsforum.de
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Fritjof Rindermann
Referent für Wirtschaftspolitik

Fritjof Rindermann verantwor-
tet für das Wirtschaftsforum das 
Fachforum Europa und Außenwirt-
schaft. Außerdem betreut er den Ge-
sprächskreis Sicherheit.

Telefon 0151 40200019
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den und des Erweiterten Präsidi-
ums.

Telefon 0151 40200163
st@spd-wirtschaftsforum.de

Linh Wedel
Assistentin der Geschäftsführung

Linh Wedel verantwortet das Mit-
gliedermanagement und die Daten
bank des Wirtschaftsforums der 
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treut sie das regionale Netzwerk des 
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WIFORUN@Tiergartenstaffel2023

Agenturen und NGOs. Und das in oft 
beeindruckender Team-Stärke. Unse-
re Staffel ging gleich am ersten Abend 
an den Start. Mit rund 1.900 Staffeln 
pro Abend zu je fünf Läuferinnen und 
Läufern ist das Läuferfeld enorm – und 
sowohl spaß- als auch wettbewerbsori-
entiert. Umso schöner war es, dass sich 
wie 2022 wieder eine eigene Staffel des 
Wirtschaftsforums zusammenfand. 
Mit unserer Teilnahmequote – relativ 
zur Größe der Geschäftsstelle – dürften 
wir erneut einen Spitzenplatz einge-
nommen haben. 

Nach der Premiere 2022 beteiligte sich 
das Team der Geschäftsstelle auch im 
Juni 2023 wieder am mittlerweile legen-
dären Tiergarten-Lauf von SCC Berlin 
und den Berliner Wasserbetrieben. Der 
an drei aufeinanderfolgenden Aben-
den stattfindende Staffellauf entlang 
der Straße des 17. Juni, um Siegessäu-
le und vorbei am Kanzleramt hat sich 
mittlerweile als wichtigster Firmenlauf 
Berlins etabliert. Hier präsentiert sich 
das »Who is Who« der Berliner Insti-
tutionen und Unternehmen: die Bun-
desministerien genauso wie Senats- 
und Bezirksverwaltungen, staatliche 
und private Unternehmen, Kanzleien, 

v.l.n.r.: Laila Linke, Alica Kirchner, 

Annette Busch, Stefanie Tormöhlen, 

Eva Henkel, Victoria Wolf, Fritjof 

Rindermann, Nils Heisterhagen (nicht 

im Bild: Patrick Kaczmarczyk als 

Schlussläufer).
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Das Wirtschaftsforum 
in den Medien

Instagram @christianlindner, 

25. April 2023

Handelsblatt, 22. Januar 2023

Reuters, 25. April 2023

Reuters Deutscher Textdienst vom 25.04.2023 13:04

Mediengattung: Nachrichtenagentur

DEUTSCHLAND/INDUSTRIESTROMPREIS

Nächster Zankapfel in Ampel-Koalition - Lindner
skeptisch bei Industriestrompreis
Berlin,  25.  Apr  (Reuters)  -  Bundesfi-
nanzminister  Christian  Lindner  lehnt
den von SPD und Grünen angedachten
Industriestrompreis  ab.  Die  Energie-
preise müssten zwar gedrückt werden.
Aber  bei  extrem teuren  Subventionen
für einen einheitlichen Industriestrom-
preis  sei  er  sehr  skeptisch,  sagte  der
FDP-Vorsitzende am Dienstag in Berlin
beim Wirtschaftsforum der SPD. Es sei
auch in der Praxis schwer abzugrenzen,
wo Industrie genau beginne und ende.
Marktwirtschaftliche Maßnahmen seien
immer empfehlenswerter als eine Finan-
zierung aus dem ohnehin schon ange-
spannten Haushalt.

 Das SPD-Wirtschaftsforum fordert ab
dem 1. Januar 2024 für einige Branchen
einen Industriestrompreis von fünf bis
sieben Cent pro Kilowattstunde. Bereits
vergangene Woche hatten sich die Wirt-
schaftspolitiker  der  SPD-Bundestags-
fraktion für eine Rate von fünf Cent aus-
gesprochen, auf den auch viele Unter-
nehmen wegen der sehr viel billigeren
Energiepreise etwa in den USA pochen.
Wirtschaftsminister  Robert  Habeck
(Grüne) lässt derzeit ein mögliches Kon-
zept ausarbeiten.
 Auch  SPD-Co-Chef  Lars  Klingbeil
sprach sich am Dienstag für einen Indu-
striestrompreis aus, zusammen mit mehr

Möglichkeiten  zu  staatlichen  Hilfen.
"Dafür muss der Staat auch mehr Geld
in die Hand nehmen." Bei den staatli-
chen  Beihilfen  ist  Deutschland  aller-
dings von der EU-Kommission abhän-
gig.
 (Bericht  von Christian  Krämer,  redi-
giert von Kerstin Dörr. Bei Rückfragen
wenden Sie  sich  an  unsere  Redaktion
unter  berlin.newsroom@thomsonreu-
ters.com (für  Politik  und Konjunktur)
oder frankfurt.newsroom@thomsonreu-
ters .com  (für  Unternehmen  und
Märkte) . )

Wörter: 212
Urheberinformation: (c) Copyright Thomson Reuters 2023. Click For Restrictions - https://agency.reuters.com/en/copyright.html

© 2023 PMG Presse-Monitor GmbH & Co. KG
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Berlin.  Das Wirtschaftsforum der SPD fordert als Konsequenz
aus dem milliardenschweren US-Inflationsbekämpfungsgesetz (Inflation
Reduction Act; kurz: IRA) eine massive europäische Investitionsoffensive,
und zwar ohne festgelegte finanzielle Obergrenze, finanziert aus weiteren
europäischen Schulden.

Konkret schlagen die Wirtschaftsexperten einen „nicht gedeckelten
Geldbetrag“ für Investitionen vor. Das US-Subventionspaket, das sich auf
etwa 369 Milliarden US-Dollar beläuft, soll hierfür als Orientierung
dienen. „In Europa sollte über die EU-Institutionen und -Mitgliedstaaten
zunächst ein ähnlich hoher Betrag in den Raum gestellt werden, der nach
oben hin jedoch überschritten werden darf“, heißt es in dem Papier des
SPD-Wirtschaftsforums, das dem Handelsblatt vorliegt.

Um keine Zeit zu verlieren, solle es eine „Anschubfinanzierung“ durch die
Aufnahme frischen Kapitals auf den Finanzmärkten geben, etwa über die
Ausgabe europäischer Anleihen. Dieser Vorschlag ist brisant. Denn damit
schlägt sich der SPD-nahe Verband, in dem auch viele Energie- und
Industrieunternehmen Mitglied sind, auf die Seite Frankreichs.

Die französische Regierung hatte in einem internen Papier, über das das
Handelsblatt berichtet hatte, ebenfalls ein Investitionspaket gefordert,
dessen Volumen nach oben offen ist. Auch zeigt sich Frankreichs
Präsident Emmanuel Macron offen für eine weitere Vergemeinschaftung
europäischer Schulden. Die SPD-geführte Bundesregierung lehnt dies

WWiinnddkkrraafftt--IInndduussttrriiee

„Sowohl die Privatwirtschaft als auch die Haushalte sollten zudem Steuergutschriften auf alles erhalten, was den Ausbau der
Erneuerbaren fördert“, heißt es in dem Papier.
(Foto: Bloomberg/Getty Images)
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Ergo-Vertriebsvorstand Harald Christ will künftig stärker die SPD aufmischen. Spielten
Differenzen im Management eine Rolle für den Wechsel?  

•

Berlin, Frankfurt. Er habe nie wirklich „Offensiv-Fußball“ spielen können, sagt Harald Christ auf die

Frage, warum er als Ergo -Vertriebsvorstand den Versicherungskonzern zum Jahresende verlassen

wird. Christ meint damit sein politisches Engagement. Seit fast 30 Jahren ist er SPD-Mitglied, zuletzt

auch Präsidiumsmitglied des SPD-Wirtschaftsforums. Nun aber will er sich „politisch stärker zu Wort

melden“ als das mit seinem Vorstandsposten vereinbar wäre. 

Nach Angaben des Unternehmens vom Dienstag scheidet Christ „auf eigenen Wunsch und im besten

Einvernehmen“ zum 31. Dezember 2017 aus. Er wird durch Olaf Bläser, 48, ersetzt, bislang bereits

Vorstand im Ergo Vertrieb. 

Angesichts des AfD-Wahlergebnisses habe es bei ihm einen Stimmungswechsel gegeben, berichtete

Christ. „Nur an der Seitenlinie stehen und meckern, das geht nicht“, sagte er. Es müsse nicht gleich

eine Top-Position in der Partei sein, betont der 45-Jährige. „Aber natürlich werde ich mich so

einbringen, dass ich in Zukunft für politisch verantwortungsvolle Aufgaben zur Verfügung stehe“,

Wahlkampf SPD

Harald Christ will helfen, dass der nächste SPD-Wahlkampf erfolgreicher wird.

(Foto: dpa)

Vorwärts, 15. Mai 2023

Inland

Droht Deutschland im großen Stil die Abwanderung
von Unternehmen? Ines Zenke, Präsidentin des
Wirtschaftsforums der SPD, mahnt die Politik,
schneller bei Genehmigungsverfahren zu werden.
Beim Strompreis fordert sie mehr Unterstützung.

Der Verkauf des deutschen Wärmepumpen-Spezialisten
Viessmann in die USA hat Politik und Wirtschaft schockiert.
Sie auch?

Schockiert? Nein, aber ich bedauere diese Entwicklung. Viessmann
steht für die Art Mittelständler, auf die Deutschland zu Recht stolz ist.
Ein familiengeführtes Unternehmen, das in seiner Sparte zu den
Besten der Welt gehört.

Das Unternehmen verweist auf den globalen Markt, dem es sich zu
stellen gilt. Alles nachvollziehbar. Je nach Sichtweise eine Bestätigung
für den Standort und seine Bedingungen, die dieses Unternehmen so
erfolgreich hat werden lassen, dass eben auch aus internationaler Sicht
ein Kauf äußerst attraktiv ist. Blickt man kritisch auf die Bedingungen
am Standort, kann man zu einer anderen Bewertung kommen: Hat das
Unternehmen hier keine Alternative mehr gesehen? Aus meiner Sicht
entscheidend ist aber: Wir müssen erkennen, dass sich die Welt beim
Thema Energie rasant verändert. Und diesen Wandel gestalten wir

Transformation

„Mit den hohen Energiepreisen gerät
Deutschland ins Hintertreffen“
Kai Doering • 15. Mai 2023

Der hessische Heizungsbauer Viessmann verkauft seine Klimasparte an den US-Konkurrenten Carrier
Globa. lHat das Unternehmen hier keine Alternative mehr gesehen?
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FinanzNachrichten.de, 4. April 2023

SPD macht bei Industriestrompreis Druck

Tagesschau, 25. April 2023

Ampelkoalition

Wer hat das Sagen in der Wirtschaftspolitik?  
Stand: 25.04.2023 19:44 Uhr

Die SPD möchte mit Forderungen des Wirtschaftsforums mehr Profil zeigen - und auch FDP-Chef Lindner
spricht bei der Veranstaltung. Zeitgleich gründen die Grünen eine Wirtschaftsvereinigung. Ein Zufall?

Es gab diejenigen in der Ampelkoalition, die in den vergangenen Wochen eher laut waren: Finanzminister
Christian Lindner etwa, wenn es um die Aufstellung des Haushaltes geht und das Sparen. Besonders
emotional war Wirtschaftsminister Robert Habeck im Streit um das Thema Heizungen.

Fast schon verschwunden schien in den Diskussionen die SPD, allen voran, wenn es um wirtschaftspolitische
Themen ging. Wofür steht die Partei eigentlich, fragte sich so mancher. Schon lange ist die Kanzlerpartei
keine Partei der lauten Töne mehr und deren Kabinettsmitglieder überlegen sich drei Mal, ob und vor allem
wann etwas gesagt wird.   

SPD arbeitet an wirtschaftspolitischem Profil

Doch schon länger arbeitet die Partei an ihrem wirtschaftspolitischen Profil. Nicht zufällig reiste also das
komplette SPD-Präsidium zur Hannover-Messe, um sich über eine klimaneutrale und auch digitale Industrie
zu informieren und mit vielen Firmenchefs zu sprechen. Der Parteivorsitzende Lars Klingbeil betonte da
immer wieder den aktiven Staat, der auch in Wasserstoff und schnell in Infrastruktur investieren soll.
"Deutschland-Geschwindigkeit", nennen es die Sozialdemokraten. Ein Wort, das Kanzler Olaf Scholz prägte
und damit den schnellen Bau der LNG-Terminals meinte. 

Nun steht Klingbeil beim Wirtschaftsforum der SPD, um erneut die Wirtschaftspolitik zu erklären. Doch bevor
er anfängt, gibt es erstmal Seitenhiebe der Wirtschaftsflügels gegen die Grünen. Die Präsidentin des Forums,
Ines Zenke, meint, Habecks Ministerium sei doch der Bezeichnung gemäß ein Ministerium "für Wirtschaft",
nicht "für die wirtschaftliche Abwicklung" - Applaus erntet sie von den Industrievertretern und
Sozialdemokraten. Zu kritisch sieht so mancher im Raum die Arbeit des grünen Wirtschaftsministers.  

Einführung eines günstigen Industriestrompreises gefordert

Das Wirtschaftsforum sieht den Staat mehr in der Pflicht. Zwar spricht das 16-seitige Positionspapier nicht

Sendung verpasst?
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Sustainable Finance

Ringen um grüne Industriepolitik

Investitionslücken, Fachkrä�emangel, Industriestromtarife – Politik und Wirtscha�
ringen um den richtigen Weg, Deutschland und Europa schnell auf grünen Kurs zu
bringen. Wie das am besten gelingen kann, darüber wurde jetzt auf zwei Konferenzen
beim Wirtscha�sforschungsinstitut DIW sowie des Wirtscha�sforums der SPD in
Berlin diskutiert.

von Thomas Wendel veröffentlicht am 27.04.2023

Was auf dem Spiel steht, das machte Lars Klingbeil am Dienstag in Berlin klar: „Es geht
darum, dass das Land stark bleibt. Wirtschaliche Stärke hat man nicht auf Dauer
gepachtet“, sagte der Parteichef der Sozialdemokraten in der Eröffnungsrede auf der
Jahreskonferenz des Wirtscha�sforums der SPD, einer parteinahen, aber unabhängigen
Lobbyorganisation einflussreicher SPD-Wirtschaspolitiker und Unternehmen. Zwar sei er
„froh, wie unser Land durchs letzte Jahr gekommen“ sei, erklärte Klingbeil. „Wir haben es in
einem Jahr gescha�, von Russland loszukommen“, sagte er zum Ende russischer
Erdgaslieferungen nach Deutschland. Dennoch bestehe die Gefahr, dass
„Investitionsentscheidungen gegen den Wirtschasstandort Deutschland“ gefällt würden.
Klingbeil forderte „dringend“ die Einführung eines stark verbilligten
Industriestrompreises, um die energieintensive Industrie in Deutschland zu halten und die
Transformation zu klimafreundlichen Produktionsweisen zu unterstützen.

Zuvor ha�e die Präsidentin des SPD-Wirtschasklubs, Ines Zenke, bereits genau beziffert,
wie hoch dieser Strompreis für die Industrie sein solle: zwischen fünf und sieben Cent pro
Kilowa�stunde. Schließlich sei es eine „Jahrhundertaufgabe“, Deutschlands Wirtscha in
Richtung Klimaneutralität umzustellen. Das gelte umso mehr, als dass die USA mit dem
grünen Subventionsprogramm Inflation Reduction Act (IRA) ein „echtes Bravourstück“
abgeliefert hä�en: Auf die von der US-Regierung nun verteilten Investitionshilfen müsse
Europa dringend eine Antwort finden, gab sich Zenke überzeugt.

Schreckgespenst aus den USA

Die Konferenz der SPD-Wirtschaslobby machte genauso wie eine gemeinsame
Veranstaltung des Deutschen Instituts für Wirtscha�sforschung (DIW) und der
Europäischen Investitionsbank (EIB) am Freitag vergangener Woche in Berlin klar, dass
man sich in Politik, Wissenscha und Wirtscha bei der Analyse der Situation weitgehend
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Namentliche Erwähnung des SPD-Wirtschaftsforums

Von wegen Ruhestand

Von Markus Wehner, Berlin

Die Deutschen werden immer älter, zu-
gleich sind viele Ältere länger als früher
gesund  und  leistungsstark.  Gleichzeitig
fehlen  Arbeits-  und  Fachkräfte.  Der
Druck,  geeignete  Arbeitnehmer  zu  fin-
den,  ist  in  vielen  Branchen hoch.  Eine
Möglichkeit, das Problem zu lindern, wür-
de darin bestehen, dass Ältere nach dem
Erreichen des Renteneintrittsalters weiter
arbeiten - schließlich werden bis zum Jahr
2030 etwa fünf  Millionen Erwerbstätige
dem Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfü-
gung stehen, da die Generation der Baby-
boomer nach und nach in Rente geht. Bis-
her war die Diskussion über das Arbeiten
nach dem Renteneintrittsalter durch die
Sicht  bestimmt,  dass  Altersarmut  Men-
schen  dazu  zwinge,  neben  dem Bezug
der Rente einer Erwerbstätigkeit nachzu-
gehen. Die Mehrzahl  der Bürger schien
hingegen eher früher als später mit dem
Arbeiten aufhören zu wollen,  wofür  die
Frühverrentungswellen sprachen.

Ein  Papier  des  Wirtschaftsforums  der
SPD,  das  der  F.  A.Z.  exklusiv  vorliegt,
zeichnet nun ein anderes Bild. Laut einer
Umfrage, die das Wirtschaftsforum in Auf-
trag gegeben hat, wollen 40 Prozent der
Arbeitnehmer, die älter als 50 Jahre sind,
im Rentenalter bis zu 20 Stunden in der
Woche arbeiten - oder sogar noch mehr.
Etwa zwölf  Prozent  geben an,  dass sie
gern  weiter  Vollzeit  arbeiten  würden;
knapp acht Prozent wollen bis zu 30 Stun-

den in der Woche weiter arbeiten; und 20
Prozent  wollen  das  bis  zu  20  Stunden
tun. Weitere 20 Prozent können sich eine
geringere Tätigkeit vorstellen. Nur ein gu-
tes  Drittel  kann  es  sich  hingegen  gar
nicht vorstellen, im Rentenalter noch wei-
ter zu arbeiten. Auch die Unternehmen
wären offenbar in größerem Umfang als
bisher angenommen bereit,  ältere Men-
schen weiter zu beschäftigen. Zwei Drit-
tel der Personalverantwortlichen würden
laut  der  Umfrage  Arbeitnehmer,  die
schon  im  Unternehmen  arbeiten,  über
das Renteneintrittsalter hinaus weiter be-
schäftigen. Knapp die Hälfte der Verant-
wortlichen,  die  Personalentscheidungen
treffen, kann sich vorstellen, Rentnerin-
nen und Rentner zu rekrutieren. Für das
Papier hatte das Meinungsforschungsinsti-
tut Civey 10 000 Personen befragt.

"Der  Jugendtrend  am  Arbeitsmarkt
scheint gebrochen", heißt es zu den Er-
gebnissen der Umfrage in dem Papier. Es
spricht  von  einer  "180-Grad-Wende",
wenn es um die Beschäftigungsperspekti-
ve von Rentnern geht. Da die "freiwillige
Längerarbeit" keine besonderen Vorberei-
tungen brauche, ist sie nach Ansicht des
Wirtschaftsforums "das kurzfristig effek-
tivste Mittel, Fachkräfte im Arbeitsleben
zu halten". Ganz so enthusiastisch sieht
die  Wirtschaft  selbst  diese  Perspektive
möglicherweise aber nicht. Bei den 172
Personalberatern und sogenannten Head-
huntern,  die  im  Bundesverband  Deut-

scher  Unternehmensberater  organisiert
sind, sieht die Sache nämlich anders aus.
Unter ihnen sind auf Nachfrage des Wirt-
schaftsforums nur sieben Prozent der Auf-
fassung,  dass  die  Beschäftigung  von
Fachkräften, die mehr als 60 Jahre alt sin-
d, ein geeigneter Vorschlag für Konzerne
ist. Wenn es um Personalvorschläge im
Mittelstand geht, steigt der Anteil auf 24
Prozent. Der Unterschied zu den Personal-
verantwortlichen in Unternehmen könnte
nach Meinung des SPD-Wirtschaftsforums
daran liegen, dass Personalberater vor al-
lem Arbeitskräfte  mit  ranghohen Profilen
vermitteln.

Es gehe nicht darum, das generelle Ein-
trittsalter in die Rente anzuheben oder es
zu  flexibilisieren,  schreibt  das  SPD-Fo-
rum. Vielmehr solle der Wunsch, freiwillig
länger zu arbeiten, leichter erfüllbar wer-
den,  wozu es  einer  Entbürokratisierung
bedürfe.  Die  Autoren  schlagen  zudem
vor, mit steuerpolitischen Anreizmodellen
die Bereitschaft zu fördern, länger zu ar-
beiten. Allerdings sei das freiwillige Wei-
terarbeiten  nur  eine  Option,  um  dem
Fachkräftemangel  zu  begegnen.  Neben
der  Digitalisierung  und  Anstrengungen,
das Bildungsniveau zu heben, wird her-
vorgehoben, dass Deutschland langfristig
weiter  dringend  auf  die  Zuwanderung
von Fachkräften angewiesen ist,  die  in
viel größerem Umfang als bisher erfolgen
müsse.  Dazu könne unter anderem die
Anerkennung von Berufs- und Studienab-
schlüssen beitragen.
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Chinesische Investitionen

SPD-Wirtschaftsflügel fordert umfassenden
Schutz vor unerwünschten Firmen-
Übernahmen
Die Ampel will per Gesetz Übernahmen deutscher Firmen erschweren. SPD-Politiker Machnig
warnt davor, ausschließlich chinesische Investoren in den Blick zu nehmen.
Erstveröffentlichung: 2022-11-01
03:00:00 letzte Aktualisierung: 2022-
11-01 03:26:04
Vor dem ersten Chinabesuch von Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD) an die-
sem Freitag gewinnt die Debatte um chi-
nesische Auslandsinvestitionen in
Deutschland an Fahrt. Der Vizepräsi-
dent des SPD-Wirtschaftsforums, Matt-
hias Machnig, warnte davor, sich bei
schärferen Vorgaben nur auf die Volks-
republik zu fokussieren.
„Nicht jede Beteiligung ist sicherheitsre-
levant. Wir sollten symbolische Debat-
ten vermeiden“, sagte Machnig dem
Handelsblat t . Insgesamt brauche
Deutschland eine „umfassende Resili-
enz-Strategie“. China sei dabei nur ein
Teil davon.
Machnig reagierte auf einen Vorstoß
von Bundesfinanzminister Christian
Lindner. Der FDP-Vorsitzende hatte
gesetzliche Vorkehrungen angekündigt,
um chinesische Einflussnahme in
Deutschland zu begrenzen. Peking wolle
„Abhängigkeiten schaffen und Einfluss
nehmen“, sagte Lindner der Funke-
Mediengruppe. „Deshalb muss das
Außenwirtschaftsrecht verändert wer-
den.“
Machnig unterstützt das Bestreben der
Ampelkoalition, die Regeln zur Kon-
trolle ausländischer Investitionen zu ver-
schärfen, um sensible Wirtschaftsberei-
che in Deutschland besser zu schützen.
Seit der Übernahme des Augsburger
Roboterherstellers Kuka von einem chi-
nesischen Konzern im Jahr 2016 sei
zwar schon eine Reihe von gesetzlichen
Regelungen auf den Weg gebracht wor-

den, sagte er. Nun seien weitere Maß-
nahmen erforderlich. „Sie sollten sich
auf kritische Infrastrukturen und strate-
gische Technologiebereiche konzentrie-
ren.“
Das Beispiel Kuka zeigt, dass ausländi-
sche Konzerne etwa aus China, immer
wieder versuchen, deutsche Firmen zu
übernehmen. Den Einstieg eines chine-
sischen Konzerns beim Stromnetzbetrei-
ber 50Hertz konnte die Bundesregie-
rung nur mit Mühe verhindern. Aller-
dings sind die chinesischen Übernah-
men zuletzt weniger geworden. Im Jahr
2020 fielen sie laut einer Studie sogar
auf den niedrigsten Stand seit zehn Jah-
ren.
Industrie will Neudefinition der Zusam-
menarbeit mit China
Das dürfte etwa dem Umstand geschul-
det sein, dass China inzwischen viel in
Forschung und Entwicklung investiert
hat und damit weniger auf Zukäufe
angewiesen ist. Gleichzeitig haben die
EU und Deutschland ausländischen
Unternehmen Übernahmen erschwert.
Im Juni 2020 beschloss der Bundestag
mit großer Mehrheit ein Gesetz, mit
dem Investitionen aus Nicht-EU-Staa-
ten in strategisch wichtigen Bereichen
umfassender und vorausschauender
geprüft werden können. Es ging dabei
zum Beispiel um die Versorgung mit
Impfstoffen oder um kritische Infra-
strukturen wie Stromnetze. Hauptadres-
sat war damals China.
Die Industrie kritisierte seinerzeit das
Gesetz scharf. Neue Hürden für Investi-
tionen seien kontraproduktiv, hieß es
vom Bundesverband der Deutschen

Industrie (BDI). Die Unternehmen unter
Denkmalschutz zu stellen und von Inve-
storen abzuschirmen werde ihre Innova-
tionskraft nicht schützen.
Inzwischen hat auch beim BDI ein
Umdenken eingesetzt – zumindest was
einseitige Abhängigkeiten von China
betrifft. In einem Positionspapier plä-
diert der Verband für eine Neudefini-
tion der Zusammenarbeit mit der Volks-
republik.
„Risikovorsorge ist das Gebot der
Stunde“, sagte der BDI-Präsident Sieg-
fried Russwurm am Montag. Einzelne
Staaten wendeten sich immer mehr von
den Regeln der internationalen Ord-
nung ab. „Die Zusammenarbeit insbe-
sondere mit gewichtigen Volkswirt-
schaften wie China muss neu definiert
werden.“ Europa müsse unabhängiger
und widerstandsfähiger werden.
Hören Sie hier unseren Podcast: Wie
Deutschland sich aus der Abhängigkeit
Chinas lösen will
Handlungsbedarf sieht der BDI unter
anderem bei Energierohstoffen, kriti-
schen Metallen sowie bestimmten Tech-
nologien. Hier sollte die Industrie ihre
Abhängigkeiten reduzieren. Die EU
müsse die künftige Energieinfrastruktur
europawei t koord in ie ren , sag te
Russwurm. In der Industriepolitik sollte
sie einen Schwerpunkt auf eigene Pro-
duktionskapazitäten im Chipbereich
legen sowie mehr Investitionen in For-
schung und Entwicklung anstoßen.
Lindner plant Initiative aus Anlass des
Falls Cosco
Das Chip-Thema ist pikant, weil
momentan in Deutschland über die
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THE könnte europäische Gas-Einkaufsgesellschaft werden
Berlin (energate) - Trading Hub Europe
(THE) könnte der Nukleus einer euro-
päischen Beschaffungsgesellschaft für
Gas werden. Dies sagte der Staatssekre-
tär im Bundeskanzleramt, Jörg Kukies,
bei einer Veranstaltung des SPD-Wirt-
schaftsforums. THE sei ohnehin im Auf-
trag der Bundesregierung in der Gasbe-
schaffung zur Speicherbefüllung aktiv,
argumentierte er. Und da mit Gasunie
auch jetzt schon ein ausländisches
Unternehmen beteiligt ist, lege es nahe,
weitere ausländische Unternehmen mit
einzubeziehen. Mit seinen Überlegun-
gen bezog sich Kukies auf die Vor-
schläge der EU-Kommission vom 18.
Oktober zu einer Verordnung zur besse-
ren Koordination des Gaseinkaufs, des
grenzüberschreitenden Gasaustauschs
und der Einführung verlässlicher Preis-
Benchmarks (energate berichtete). Die
Kommission will die Gasversorger der
Mitgliedsstaaten verpflichten, 15 Pro-
zent des Bedarfs zur Befüllung der Spei-
cher, um die Mindestfüllstände zu errei-
chen, über eine gemeinsame Service-
Gesellschaft zu beschaffen. Diese Ser-

vice-Gesellschaft soll von der Kommis-
sion nach einer Ausschreibung beauf-
tragt werden. Sie ist für die Aggrega-
tion der Nachfrage und das Einholen der
Angebote verantwortlich. In einem
zweiten Schritt können sich die Unter-
nehmen, deren Nachfrage über die Platt-
form aggregiert wird, zu Konsortien
zusammenschließen, um mit größerer
Marktmacht bessere Konditionen mit
den Anbietern zu verhandeln. Klaus-
Dieter Maubach, der Uniper-Vorstands-
vorsitzende, hält nichts von solchen
Ideen eines gemeinsamen Einkaufs: "Ich
sehe nicht, warum wir uns an einer sol-
chen gemeinsamen Einkaufsgesell-
schaft beteiligen sollen", sagte er in
einer Diskussionsrunde bei der SPD-
Veranstaltung.   Kritik am TTF-Preis-
korridor   Kukies nannte die Kommissi-
onsvorschläge insgesamt ausgewogen.
Aber den dynamischen Preiskorridor für
den TTF-Preis, den die Kommission als
Notfallmaßnahme vorschlägt, will die
Bundesregierung bei der Sitzung des
Ministerrates an diesem Wochenende,
bei der der Vorschlag auf der Tagesord-

nung steht, weg verhandeln. Man sollte
die Preisbildung nicht durcheinander-
bringen, dies sei mit vielen Wechselwir-
kungen verbunden, argumentierte
Kukies. Zudem seien die hohen Preise
notwendig, damit die LNG-Schiffe nach
Europa kommen.   Maubach und Kukies
waren sich in einem Punkt einig, der
mehr mit der Zukunftsperspektive der
europäischen Energiewirtschaft zu tun
hat. Maubach forderte für den Wasser-
stoffmarkthochlauf ein Förderinstru-
ment, nach dem Vorbild der US-ameri-
kanischen Steuergutschriften. Diese
"Tax Credits" sind für CO-armen Was-
serstoff im Rahmen des Inflation-
Reduction Acts vom August deutlich
angehoben worden: "Das zieht Investi-
tionen an", betonte Maubach. Kukies
kündigte an, die Bundesregierung wolle
sich auf der europäischen Ebene für ein
solches Fördersystem einsetzen. Die
aktuellen Fördersysteme, zum Beispiel
über die IPCEI-Projekte seien zu lang-
sam. /hl
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Der Ort für wirtschafts-
politische (Streit-) Fragen: 
bpö  

dustriestrompreises, aber auch bei den 
großen geo- und handelspolitischen 
Themen: Was bedeutet der US Inflation 
Reduction Act für Europas Unterneh-
men? Wie umgehen mit China? Welche 
Verantwortung übernehmen wir beim 
Einsatz von KI, und wie wirkt sie sich 
auf die individuelle und gesellschaftli-
che Selbstbestimmung aus? 

Seit der Zäsur des 24. Februar 2022 steht 
zudem für viele das »Geschäftsmodell 
Deutschland« insgesamt unter Druck. 
Kritische Abhängigkeiten werden hin-
terfragt und teilweise zurückgefahren. 
Aber weltwirtschaftliche Unsicherhei-
ten bestehen fort und belasten die Ex-
portnation. Hinzu kommt der enorme 
Fachkräftebedarf und eine sowohl auf 
nationaler als auch europäischer Ebe-
ne wirkende Regulierungsdichte, die 
den Spielraum von Unternehmen wei-
ter beschränkt und sich nachteilig im 
internationalen Standortwettbewerb 
auswirkt. 

Je tiefgreifender politische Ereignisse, 
desto intensiver entwickeln sich De-
batte und Diskurs. Das lässt sich in den 
Medien verfolgen, und es gilt genauso 
für unseren Blog politische Ökonomie. 
Seit dem Angriffskrieg Russlands auf 
die Ukraine hat sich der Blog als Ort 
der lebendigen Diskussion erwiesen, 
der durchaus auch Schauplatz für kon-
fligierende Meinungen geworden ist. 
Selbstverständlich bleiben die Auto-
rinnen und Autoren dabei immer der 
inhaltlich anspruchsvollen Diskussion 
verpflichtet. Das ließ sich besonders 
gut verfolgen bei der Diskussion über 
Strom- und Gaspreisbremse, bei Ent-
lastungsmaßnahmen angesichts der 
stark gestiegenen Inf lation, bei der 
Debatte über die Einführung eines In-
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Dieser besondere – und besonders kri-
tische – Kontext gab den Ausschlag für 
eine Fortführung unserer wirtschafts-
politischen Schriftenreihe. Nach den 
Bänden Postcoronomics – Neue Ideen für 
Markt, Staat und Unternehmen  sowie 
Transfornomics – Zur ökonomischen Zei-
tenwende erschien im Juli 2023 der drit-
te Band unter dem Titel Futurenomics 
– Zukunft des Geschäftsmodells und des 
Standorts Deutschland und Europa. Das im 
Dietz-Verlag veröffentlichte Buch ver-
sammelt Debattenbeiträge hochkaräti-
ger Expertinnen und Experten aus Wis-
senschaft, Unternehmen, Verbänden 

und Politik zur Zukunft des Standorts. 
Sie beleuchten die Herausforderungen 
aus unterschiedlichen Perspektiven, 
verdeutlichen und definieren Zielkon-
flikte, um Brücken zu bauen und Kon-
sens auszuloten. 

Zu den Autorinnen und Autoren gehö-
ren u.a. Kerstin Andreae, Sabine Ben-
diek, Christiane Benner, Dr. Leonhard 
Birnbaum, Nancy Faeser, Ralph Fücks, 
Prof. Dr. Clemens Fuest, Hubertus 
Heil, Prof. Dr. Gustav Horn, Dr. Werner 
Hoyer, Prof. Dr. Michael Hüther, Ker-
stin Jorna, Steffen Kampeter, Dr. Jörg 
Kukies, Hildegard Müller, Dr. Simone 
Peter, Prof. Dr. Siegfried Russwurm, 
Dr. Nina Scheer, Prof. Dr. Jens Süde-
kum, Prof. Dr. Achim Truger, Rafael 
Laguna De la Vera, Bettina Stark-Wat-
zinger, Jakob von Weizsäcker, Judith 
Wiese und Stefan Wintels. Das Vorwort 
hat Wolfgang Schmidt, Chef des Bun-
deskanzleramtes, verfasst.

Sie finden den Blog unter 
www.bpoe.com 
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lienunternehmen ebenso wie in mit-
telständischen Betrieben und schnell 
wachsenden Start-Ups. Als Impuls- 
und Ratgeber bei wirtschaftspoliti-
schen Zukunftsthemen organisieren 
wir den Dialog unserer Mitglieder mit 
der Politik, mit Verwaltungen und  
Institutionen sowie insbesondere mit 
politisch Verantwortlichen der Sozial-
demokratie. 

Das Wirtschaftsforum der SPD e.V. 
ist ein unabhängiger unternehmeri-
scher Verband, der sich die Förderung 
und Weiterentwicklung der Sozialen 
Marktwirtschaft im 21. Jahrhundert 
zur Aufgabe gemacht hat. Unsere 
Mitglieder aus allen Branchen und 
Regionen bilden die Vielfalt des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland ab. Sie 
arbeiten in Dax-Konzernen und Fami-

Das Wirtschaftsforum der SPD e.V. ist 
seit Februar 2022 in das Lobbyregister 
für die Interessenvertretung gegen-
über dem Deutschen Bundestag und 
der Bundesregierung eingetragen – Re-
gisternummer 328. Damit ist das Wirt-
schaftsforum der SPD e.V. registrierter 
Interessenvertreter und unterliegt dem 
gesetzlichen Verhaltenskodex des Lob-
byRG. Der Verband begrüßt die damit 
geschaffene erweiterte Transparenz: 
Der Austausch zwischen Politik und 
Wirtschaft ist ein elementarer Teil le-
bendiger Demokratie. 

Die Angaben sind in dem beim Deut-
schen Bundestag elektronisch geführ-
ten öffentlichen Lobbyregister einseh-
bar (www.lobbyregister.bundestag.
de) und werden regelmäßig fristge-
mäß aktualisiert. 

Der Anteil der Mitgliedsbeiträge, der 
für Interessenvertretung eingesetzt 
wird, ist den Mitgliedern jeweils mit-
geteilt worden. Diejenigen Mitglieder, 
die ihrerseits im Lobbyregister eintra-
gungspflichtig sind, benötigen diese 
Angabe für den eigenen Eintrag. Aus 
der Mitgliedschaft im Wirtschafts-
forum der SPD e.V. allein resultiert 
keine Verpflichtung, sich im Lobby-
register einzutragen. Jedoch müssen 
diejenigen Mitglieder, die selbst ein-
tragungspflichtig sind, ihre Mitglied-
schaft im SPD-Wirtschaftsforum im 
Lobbyregistereintrag angeben.

Über das 
Wirtschaftsforum 
der SPD e.V.

Eintrag im Lobbyregister des Deutschen Bundestags
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Datenschutzbericht

allen Mitgliedern, die etwa personen-
bezogene Daten für Einladungen zu 
Veranstaltungen an uns übermittelt 
haben, mit Angaben zur DSGVO-kon-
formen Datenverarbeitung des Wirt-
schaftsforums der SPD zur Verfügung.

Einen wichtigen Beitrag zur Integrität 
personenbezogener Daten leistet dabei 
unsere immer weiter verbesserte IT-In-
frastruktur. Deshalb haben wir auf 
eine Mitglieder- und Kontaktdatenver-
waltung auf dem neuesten technologi-
schen Stand umgestellt, um die sichere 
und datenschutzkonforme Datenver-
arbeitung zu unterstützen. Auch die 
Besucherinnen und Besucher unserer 
Internetseite werden in einer ausführ-
lichen Datenschutzerklärung über die 
mit ihrem Besuch verbundenen, daten-
verarbeitenden Prozesse informiert. 
Darüber hinaus werden die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des SPD-Wirt-
schaftsforums im Rahmen einer 
mindestens jährlich stattfindenden 
Schulung zum datenschutzkonformen 
Umgang mit personenbezogenen Da-
ten und deren Verarbeitung geschult.

Der sensible und verantwortungsvolle 
Umgang mit personenbezogenen Da-
ten hat für das Wirtschaftsforum der 
SPD e.V. einen besonders hohen Stellen-
wert. Als Verband sind wir der Europäi-
schen Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) verpflichtet, die 2018 wirksam 
wurde und den datenschutzrechtlichen 
Rahmen innerhalb der Europäischen 
Union bildet.

Mit einem modernen Datenschutz auf 
europäischer Ebene bietet die Daten-
schutz-Grundverordnung Antworten 
auf Fragen, die sich beispielsweise 
durch Profilbildung, Webtracking oder 
Cloud Computing für den Schutz der 
Privatsphäre stellen. In diesem Zusam-
menhang hat das Wirtschaftsforum 
der SPD am 22. Mai 2018 eine interne 
Datenschutzbeauftragte bestellt, um 
alle datenverarbeitenden Prozesse im 
Haus DSGVO-konform zu gestalten. 
Unsere Datenschutzbeauftragte steht 

Sie haben Fragen
zum Datenschutz? 

Schreiben Sie am besten 
eine E-Mail an: datenschutz@

spd-wirtschaftsforum.de

Foto: shutterstock / allstars



69



70

• bei Kauf, bei Neubau 
• bei Umbau und Sanierung
• bei der Bauabnahme 

vpb.de

Die Bauherrenberater im VPB: 
Seit 45 Jahren kompetent, unabhängig, 
persönlich und bundesweit an Ihrer Seite. 

Mit Expertenrat nachhaltig 
und gut begleitet zum Ziel.
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